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Bekanntmachung von Verleihungen 
des Verdienstordens des Landes Brandenburg

Vom 2. Januar 2018

Als Zeichen der Anerkennung und des Dankes für außerordent-
liche Verdienste um das Land Brandenburg und seine Bevölke-
rung habe ich im Jahr 2017 folgende Frauen und Männer mit 
dem Verdienstorden des Landes Brandenburg ausgezeichnet:

Bauer, Wolf, Potsdam

Genrich, Karin, Werder (Havel)

Graf von Pückler, Hermann, München

Herrmann, Frances, Cottbus

Höft, Heiko, Kremmen

Kappler, Günter, Prof. Dr.-Ing., Gauting

Kowalski, Jochen, Kammersänger, Berlin

Schneider, Irmgard, Guben

Taatz, Matthias, Delitzsch OT Schenkenberg

Tebel, Karl Heinz, Dr., Grünstadt

Upmeier, Gisela, Berlin

Upmeier, Werner, Dr., Berlin

Wachsmann, Holger, Eisenhüttenstadt

Welke, Ralph, Werder (Havel)

Zibell, Ariane, Dr., Potsdam

Potsdam, den 2. Januar 2018

Der Ministerpräsident

Dr. Dietmar Woidke

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie
zur Förderung von selbst genutztem Wohneigentum 

in Innenstädten (WohneigentumInnenstadtR) 

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 10. Januar 2018

Inhaltsübersicht

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
2	 Gegenstand der Förderung
3	 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfängerinnen
4	 Zuwendungsvoraussetzungen
5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
7	 Verfahren
8	 Geltungsdauer

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 	 Das Land Brandenburg gewährt aufgrund des Artikels 47 
der Verfassung des Landes Brandenburg nach Maßgabe 
dieser Richtlinie sowie der Verwaltungsvorschriften (VV) 
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendun-
gen für die Bildung von selbst genutztem Wohneigen-
tum. 

	 Ziel ist die Bildung von innerstädtischem selbst genutz-
ten Wohneigentum durch Erwerb vorhandenen Gebäude-
bestandes, durch Um- und Ausbau, durch Erweiterung 
bestehender Gebäude und durch Baulückenschließung 
sowie die Modernisierung und Instandsetzung selbst ge-
nutzten Wohneigentums zur nachhaltigen Einsparung 
insbesondere von Wärmeenergie, zur Minderung des 
CO2-Ausstoßes sowie zur Beseitigung baulicher Miss-
stände. Dabei sind insbesondere

- 	 die Stärkung der Innenstädte,
- 	 die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-

ner- und ausgewogener Siedlungsstrukturen,
- 	 die konzeptionellen Anforderungen des generations-

gerechten Wohnens in Form von familien- und alters-
gerechten Wohnformen,

- 	 die Nutzung des vorhandenen Wohnungs- und Ge-
bäudebestandes,

- 	 die Anforderungen des Kosten sparenden Bauens 
und der sparsame Umgang mit Grund und Boden so-
wie

- 	 die Anforderungen des ökologischen Bauens, insbe-
sondere die nachhaltige Reduzierung des Energie- 
bedarfs und der CO2-Emission

	 zu berücksichtigen.
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	 In Abstimmung mit den Gemeinden können zusätzliche 
Städtebauförderungsmittel gemäß der Förderrichtlinie 
zur Städtebauförderung in der jeweils geltenden Fassung 
eingesetzt werden.

1.2 	 Rechtsgrundlagen sind

- 	 das Baugesetzbuch (BauGB),
- 	 das Einkommensteuergesetz (EStG),
- 	 das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien  

im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärme- 
gesetz - EEWärmeG),

- 	 die Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz 
und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden 
(Energieeinsparverordnung - EnEV),

- 	 das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Bran-
denburg (VwVfGBbg),

- 	 die Landeshaushaltsordnung einschließlich der dazu 
erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie

- 	 die Verordnung über wohnungswirtschaftliche Be-
rechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
(Zweite Berechnungsverordnung - II. BV).

1.3 	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung  
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

1.4 	 Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie bedür-
fen der vorherigen Zustimmung des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung (MIL). Ausnahmeent-
scheidungen, die über den Einzelfall hinaus von Bedeu-
tung sind, ergehen im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um der Finanzen. 

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gefördert wird die Schaffung selbst genutzten Wohn- 
eigentums durch

a) 	 Erwerb eines leer stehenden oder bereits durch den 
Erwerber oder die Erwerberin genutzten Bestands- 
gebäudes, sofern damit Baukosten nach DIN 276 
(Teil 1 bis 3, Ausgabe Dezember 2008), ausgenom-
men die Kostengruppen 100, 600 und 760, für Mo-
dernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen in 
Höhe von mindestens 500 Euro je Quadratmeter 
Wohnfläche verbunden sind,

b)	 Um- und Ausbau sowie Erweiterung bestehender Ge-
bäude, sofern diese bereits vom Antragsteller oder 
der Antragstellerin selbst als Wohneigentum genutzt 
werden,

c)	 Neubau oder Ersterwerb von Eigenheimen und Eigen-
tumswohnungen in Form von Baulückenschließung 
und auf innerörtlichen Recyclingflächen sowie

d)	 Herrichtung von innerörtlichen Bestandsgebäuden 
und Neubau in Form von Baulückenschließung und 

auf innerörtlichen Recyclingflächen zur Beseitigung 
städtebaulicher Missstände mit dem Ziel der Veräu-
ßerung als selbst genutztes Wohneigentum (Anschub-
finanzierung).

	 Alle nach den Bestimmungen dieser Richtlinie zu be-
rücksichtigenden Personen müssen nach Maßnahmeende 
ihren Hauptwohnsitz in der nach den Buchstaben a bis c 
geförderten Wohnung haben.

	 Modellvorhaben zur Erprobung und Weiterentwicklung 
gemeinschaftlicher Wohnformen (zum Beispiel eigen-
tumsorientierte Wohngemeinschaften für ältere Menschen 
mit und ohne Betreuungs-/Pflegebedarf) können dabei 
berücksichtigt werden.

2.2	 Darüber hinaus kann die Schaffung einer zweiten, abge-
schlossenen und der Hauptwohnung untergeordneten 
Wohnung in Verbindung mit der Hauptwohnung für die 
Nutzung durch Haushaltsangehörige gefördert werden. 

2.3	 Ferner wird die Modernisierung und Instandsetzung 
selbst genutzten Wohneigentums in Verbindung mit der 
energetischen Sanierung mindestens auf Neubau-Niveau 
entsprechend den Vorschriften der EnEV gefördert, so-
fern dabei Baukosten nach DIN 276 (Teil 1 bis 3, Aus- 
gabe Dezember 2008), ausgenommen die Kostengrup-
pen 100, 600 und 760, in Höhe von mindestens 500 Euro 
je Quadratmeter Wohnfläche entstehen. Eine Förderung 
der Modernisierung und Instandsetzung zur nachhaltigen 
energetischen Sanierung an Gebäuden, die nach dem 
1. Februar 2002 neu gebaut worden sind, ist grundsätz-
lich ausgeschlossen.

3	 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfänge-
rinnen

	 Zuwendungsempfänger und Zuwendungsempfängerin-
nen für Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 Buchstabe a bis c, 
Nummer 2.2 und Nummer 2.3 sind natürliche Personen.

	 Bei der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchsta-
be d kann Zuwendungsempfänger und Zuwendungsemp-
fängerin jede natürliche und jede juristische Person sein.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Eigenleistungen

	 Die Bauherrin/der Bauherr hat sich an der Deckung der 
Gesamtkosten in angemessener Höhe zu beteiligen. Die 
Höhe der Eigenleistung soll mindestens 15 Prozent betra-
gen. Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe b beträgt 
die Eigenleistung mindestens 10 Prozent der Gesamtkos-
ten. 

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2.1 Buchstabe d soll die Eigenleistung mindestens 
20 Prozent der Gesamtkosten betragen.
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	 Die Eigenleistung ist wenigstens zu zwei Dritteln in 
Form von Geldmitteln zu erbringen. Diese müssen spä-
testens zum Baubeginn verfügbar sein.

4.2	 Einkommensgrenzen

	 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a bis c, Num-
mer 2.2 und Nummer 2.3 darf ohne die Verrechnung mit 
negativen Einkünften die Summe der positiven Einkünf-
te der letzten zwei Kalenderjahre vor Antragstellung 
nach § 2 Absatz 2 EStG die Bauherrin/der Bauherr und 
ihre/seine zum Haushalt zählenden Angehörigen folgen-
de Grenzen nicht überschreiten:

-	 für die Bauherrin/den Bauherrn� 70 000 Euro,
-	 für den Partner oder die Partnerin 
	 aus der gemeinsamen Ehe oder 
	 einer auf Dauer angelegten 
	 Lebensgemeinschaft� 50 000 Euro,
-	 für jede weitere zum Haushalt 
	 gehörende Person jeweils � 30 000 Euro.

	 Haushalte mit geringen Einkünften im Sinne dieser 
Richtlinie sind Haushalte, bei denen die Summe der po-
sitiven Einkünfte der letzten zwei Jahre vor Antragstel-
lung folgende Grenzen nicht überschreitet:

-	 für die Bauherrin/den Bauherrn� 50 000 Euro,
-	 für den Partner oder die Partnerin 
	 aus der gemeinsamen Ehe oder 
	 einer auf Dauer angelegten 
	 Lebensgemeinschaft � 25 000 Euro,
-	 für jede weitere zum Haushalt 
	 gehörende Person jeweils � 15 000 Euro.

4.3	 Gebietskulisse

	 Die Förderung ist innerhalb der innerstädtischen förm-
lich festgelegten Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
möglich.

	 Darüber hinaus können insbesondere in den

-	 Städten der regionalen Wachstumskerne (RWK) 
-	 vom MIL geförderten Stadtumbaustädten 
-	 Ober- und Mittelzentren gemäß zentralörtlicher Glie-

derung des Landes Brandenburg (MZ) 
-	 Gemeinden gemäß Anlage 3 (Berliner Umland)

	 innerstädtische „Vorranggebiete Wohnen“ und „Konsoli-
dierungsgebiete der Wohnraumförderung“ als Förder- 
gebietskulissen ausgewiesen werden. Dabei sind insbe-
sondere für Maßnahmen des Wohnungsneubaus die raum- 
ordnerischen Festlegungen der Landes- und Regionalpla-
nung zur Konzentration der Wohnsiedlungsentwicklung 
zu beachten beziehungsweise zu berücksichtigen.

	 Nach Aufhebung der Sanierungs- und Entwicklungssat-
zung sind anerkannte innerstädtische Sanierungs- und 
Entwicklungsgebiete als „Vorranggebiet Wohnen“ zu be-
trachten.

	 Die konkrete Abgrenzung der „Vorranggebiete Wohnen“ 
und der „Konsolidierungsgebiete der Wohnraumförde-
rung“ durch die Kommune erfolgt grundsätzlich auf Basis 
von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten (INSEK) 
oder in Gemeinden des Berliner Umlands, die über kein 
INSEK verfügen, auf Basis von Wohnungspolitischen 
Umsetzungsstrategien (WUS).

	 Dabei setzt die Ausweisung der „Vorranggebiete Woh-
nen“ durch die Kommunen voraus, dass die innerstädti-
schen Stadtstrukturen über die Sanierungs- und Entwick-
lungsgebiete hinausgehen und nachhaltig stabil sind. 
„Konsolidierungsgebiete der Wohnraumförderung“ sind 
weitere Stadtquartiere mit sanierungsbedürftigem Wohn-
raum oder in Gemeinden der Anlage 3 mit Potenzialen 
zur Wohnraumschaffung, der auch zukünftig/langfristig 
maßgeblich zur Wohnraumversorgung benötigt wird.

	 Die Definition dieser Bereiche erfolgt in Abstimmung 
mit dem Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) unter 
Beachtung der stadtentwicklungs- und wohnungspoliti-
schen Zielvorstellungen des Landes sowie der raumord-
nerischen Festlegungen der Landesplanung. Das LBV 
informiert die Bewilligungsstelle zeitnah über die abge-
stimmten Gebiete. Die abgestimmten „Vorranggebiete 
Wohnen“ und „Konsolidierungsgebiete der Wohnraum-
förderung“ sind dann durch Selbstbindungsbeschluss der 
Städte und in Form einer konkreten Abgrenzung dieser 
Bereiche festzulegen.

	 In den jeweiligen Gebietskulissen ist folgende Förderung 
möglich:

-	 in innerstädtischen Sanierungs- und Entwicklungs-
gebieten und in „Vorranggebieten Wohnen“ alle Ge-
genstände gemäß Nummer 2,

-	 innerhalb von Gemeinden der Anlage 3 in den „Kon-
solidierungsgebieten der Wohnraumförderung“ alle 
Gegenstände gemäß Nummer 2 sowie

-	 außerhalb der Gemeinden der Anlage 3 in den „Kon-
solidierungsgebieten der Wohnraumförderung“ der 
Ersterwerb und alle Fördergegenstände gemäß Num-
mer 2, soweit es der Bestandsentwicklung dient.

4.4	 Anforderungen an Zuwendungsempfänger und Zuwen-
dungsempfängerinnen

	 Die Gewährung von Förderungsmitteln setzt voraus, dass 
die Bauherrin/der Bauherr Eigentümerin/Eigentümer ei-
nes geeigneten Baugrundstücks ist oder nachweist, dass 
der Erwerb eines derartigen Grundstücks gesichert ist 
oder durch die Gewährung der Fördermittel gesichert 
wird.

	 Ferner setzt die Gewährung von Förderungsmitteln vo- 
raus, dass die Gewähr für eine ordnungsmäßige und wirt-
schaftliche Durchführung des Bauvorhabens und für eine 
ordnungsmäßige Verwaltung des Wohnraums besteht.

	 Die Bauherrin/der Bauherr muss die erforderliche Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen.
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	 Die Förderung von selbst genutztem Wohneigentum ist 
nur zulässig, wenn die Belastung auf Dauer tragbar er-
scheint. Das ist in der Regel der Fall, wenn zum Zeit-
punkt der Förderzusage das nachhaltig erzielbare, nicht 
befristete Einkommen nach Abzug der Belastungen aus 
dem Förderobjekt und sonstiger Zahlungsverpflichtun-
gen ausreicht, um den monatlichen Mindestrückbehalt zu 
decken. Der Mindestrückbehalt wird aus den zum Zeit-
punkt der Förderzusage für das Land Brandenburg je-
weils geltenden Regelsätzen der Sozialhilfe zuzüglich 
eines Aufschlages in Höhe von 50 Prozent ermittelt. 

4.5	 Städtebauliche Stellungnahme der Stadt- beziehungswei-
se Gemeindeverwaltung

	 Im Rahmen der Antragstellung ist eine städtebauliche 
Stellungnahme der zuständigen Stadt- beziehungsweise 
Gemeindeverwaltung nach dem Muster der Anlage 1 ein-
zuholen.

5 	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 	 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 	 Finanzierungsart und Form der Zuwendung: 

5.2.1	 Festbetragsfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben 
nach Nummer 2.1 Buchstabe a bis c, Nummern 2.2 und 
2.3,

5.2.2	 Festbetragsfinanzierung als Zuschuss für Zusatzförderung 
nach den Nummern 5.4.1 und 5.4.6 zweiter Halbsatz,

5.2.3	 Anteilfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben nach 
Nummer 2.1 Buchstabe d

5.3	 Grundförderung

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c er-
folgt die Förderung über die Gewährung eines Baudarle-
hens in Höhe von 50 000 Euro. Vorhaben der Moderni-
sierung und Instandsetzung zur nachhaltigen energe- 
tischen Sanierung an Gebäuden bei selbst genutztem 
Wohneigentum gemäß Nummer 2.3 werden mit einem 
Baudarlehen von 40 000 Euro gefördert.

5.4	 Zusatzförderung für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buch-
stabe a und c sowie Nummer 2.3

	 Ergänzend zur Grundförderung werden für die Haupt-
wohnung bei vorliegenden Voraussetzungen Zusatzför-
derungen gewährt:

5.4.1	 Haushalte mit geringen Einkünften nach Nummer 4.2 
Satz 2 erhalten einen Zuschuss in Höhe von 10 000 Euro.

5.4.2	 Sofern bei Bestandsmaßnahmen die für den Neubau ver-
bindlichen Vorgaben des EEWärmeG erfüllt werden, wird 
ein weiteres Baudarlehen von bis zu 10 000 Euro, jedoch 
maximal in Höhe der nachgewiesenen Kosten, gewährt. 

Für Neubaumaßnahmen wird dieses Baudarlehen nur ge-
währt, sofern der nach Maßgabe des § 5 EEWärmeG ge-
forderte Anteil der erneuerbaren Energien um mindes-
tens 50 Prozent überschritten wird.

5.4.3	 Bei Baudenkmalen und in Denkmalbereichen wird für 
den denkmalpflegerischen Mehraufwand ein weiteres 
Baudarlehen in Höhe von 10 000 Euro gewährt.

5.4.4	 Für Vorhaben, bei denen bodenarchäologische Maßnah-
men gefordert werden, wird ein weiteres Baudarlehen in 
Höhe von bis zu 10 000 Euro, jedoch maximal in Höhe 
der nachgewiesenen Kosten, gewährt.

5.4.5	 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c wird 
ein weiteres Baudarlehen in Höhe von 20 000 Euro ge-
währt, sofern es sich um eine Bestandsmaßnahme han-
delt.

5.4.6	 Darüber hinaus erhöht sich bei Vorhaben nach Num-
mer 2.1 Buchstabe a und c die Förderung um ein Baudar-
lehen in Höhe von 5 000 Euro und einen Zuschuss in 
Höhe von 5 000 Euro für jedes zum Haushalt zählende 
Kind.

5.4.7	 Für Haushalte mit schwerbehinderten Angehörigen wird 
einmalig ein weiteres Baudarlehen in Höhe von bis zu 
10 000 Euro, höchstens jedoch in Höhe der nachgewiese-
nen Kosten, gewährt, sofern die baulichen Maßnahmen 
unter Berücksichtigung des Grades und der Art der Be-
hinderung erforderlich sind. 

5.5	 Förderung einer zweiten Wohnung, Um- und Ausbau so-
wie Erweiterung

	 Für die Schaffung einer zweiten Wohnung gemäß Num-
mer 2.2 sowie den Um- und Ausbau und die Erweiterung 
gemäß Nummer 2.1 Buchstabe b wird ein Baudarlehen 
von 20 000 Euro gewährt.

5.6	 Anschubfinanzierung

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2.1 Buchstabe d erfolgt die Förderung durch Gewäh-
rung eines Baudarlehens von bis zu 1 800 Euro je Qua- 
dratmeter Wohnfläche.

	 Der Umfang der Förderung wird von der Bewilligungs-
stelle unter Berücksichtigung sämtlicher sonstiger Förde-
rungs- und Finanzierungsmittel im Einzelfall festgestellt 
und in der Förderzusage vereinbart. 

	 Die geförderten Wohnungen sind alsbald nach Abschluss 
der Baumaßnahmen zu einem angemessenen Kaufpreis 
an selbst nutzende Eigentümer oder Eigentümerinnen zu 
veräußern. Die Bewilligungsstelle kann ausnahmsweise 
der Vermietung der geförderten Wohnungen zustimmen, 
sofern eine Veräußerung trotz nachgewiesener Bemü-
hungen nicht möglich ist. In diesem Fall entscheidet die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfän-
ger in Abstimmung mit der Investitionsbank des Landes 
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Brandenburg (ILB) unter Beachtung der bestehenden 
Rahmenbedingungen des regionalen Wohnungsmarktes 
und insbesondere des Wohnungsbedarfs über folgende 
optionale Verfahrensweisen:

a)	 Die bestehende Fördervereinbarung wird geändert. 
Für die nicht veräußerten Wohnungen gelten ab so-
fort die Regelungen der Richtlinie zur Förderung der 
generationsgerechten und barrierefreien Anpassung 
von Mietwohngebäuden durch Modernisierung und 
Instandsetzung und des Mietwohnungsneubaus (Miet-
wohnungsbauförderungsR) in der jeweils geltenden 
Fassung. Die Wohnungen sind damit für die Dauer 
von 20 Jahren mietpreis- und belegungsgebunden. 
Werden im Zusammenhang mit der Überleitung der 
Wohnungen abweichende Regelungen zur Mietwoh-
nungsbauförderungsR erforderlich, sind diese mit 
der ILB abzustimmen.

b)	 Die nicht veräußerten Wohnungen werden ohne 
Mietpreis- und Belegungsbindung vermietet. Unter 
Beachtung der sonstigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen ist die maximal erzielbare Miethöhe zulässig. 
Übersteigen die Mieteinnahmen die laufenden Auf-
wendungen, ist der Überschuss als Sondertilgung an 
die ILB abzuführen.

	 Die Förderung einer Anschubfinanzierung steht einer an-
schließenden Förderung des Enderwerbers nicht entgegen. 

5.7	 Darlehenskonditionen

5.7.1	 Die Baudarlehen sind an rangbereiter Stelle grundbuch-
lich zu besichern. Sie werden vom Zeitpunkt der Vollaus-
zahlung an für Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 Buch-
stabe a bis c, Nummern 2.2 und 2.3 für 20 Jahre zinsfrei 
gewährt und sind mit mindestens 3 Prozent zuzüglich 
ersparter Zinsen zu tilgen.

	 Danach werden Kapitalmarktkonditionen für Wohnungs-
baudarlehen erhoben. 

	 Für jedes innerhalb des Zweckbindungszeitraumes gebo-
rene und dauerhaft haushaltsangehörige Kind wird bei 
Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe a und c ein 
einmaliger Tilgungsnachlass auf die gewährten Baudar-
lehen in Höhe von 5 000 Euro gewährt. Dies gilt, sofern 
ein Kind nicht bereits nach Nummer 5.4.6 berücksichtigt 
wurde. Der einmalige Tilgungsnachlass wird auch für in 
den Haushalt aufgenommene minderjährige Adoptivkin-
der gewährt. 

5.7.2	 Für Maßnahmen der Anschubfinanzierung gemäß Num-
mer 2.1 Buchstabe d werden die Darlehen bis zu drei Jah-
re zins- und tilgungsfrei gewährt. Danach wird der Zins-
satz auf Kapitalmarktkonditionen für Wohnungsbau- 
darlehen angepasst und das Darlehen ist mit mindestens 
3 Prozent zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen. 

	 Bei Veräußerung der geförderten Wohnungen ist das ge-
währte Baudarlehen unverzüglich zurückzuzahlen. Im 

Fall der genehmigten Vermietung mit Mietpreis- und Be-
legungsbindung gemäß Nummer 5.6 Absatz 3 Buchsta-
be a gelten die Darlehenskonditionen der Nummern 5.5.1 
und 5.5.2 Absatz 1 und 2 der Mietwohnungsbauförde-
rungsR in der jeweils geltenden Fassung. Bei genehmig-
ter Vermietung ohne Mietpreis- und Belegungsbindung 
gemäß Nummer 5.6 Absatz 3 Buchstabe b ist das ge-
währte Baudarlehen spätestens nach Ablauf von zehn 
Jahren nach Vollauszahlung zurückzuzahlen.

5.8	 Entgelte

5.8.1	 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, für die Bearbeitung 
der Förderungsanträge und die Verwaltung der ausge-
zahlten Darlehen ein Entgelt zu erheben.

5.8.2	 Das einmalige Entgelt beträgt für die Förderung nach 
Nummer 2.1 Buchstabe a bis c sowie den Nummern 2.2 
und 2.3 (für Einzelantragsteller) 2 Prozent des Nominal-
betrages der bewilligten Förderungsmittel. Für die För-
derung der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d beträgt das einmalige Entgelt 2,5 Prozent 
und im Falle der genehmigten Vermietung gemäß Num-
mer 5.6 Absatz 3 Buchstabe a 1 Prozent. Das einmalige 
Entgelt wird mit Unterbreitung des Vertragsangebotes 
durch die ILB fällig und bei Auszahlung der ersten und 
zweiten planmäßigen Rate jeweils hälftig einbehalten.

5.8.3	 Ab Auszahlung der einzelnen Darlehensraten wird ein 
laufendes Entgelt in Höhe von 0,5 Prozent jährlich fällig. 
Ab Tilgungsbeginn wird das Entgelt vom jeweiligen 
Restkapital berechnet; die durch die fortschreitende Til-
gung ersparten Entgelte erhöhen die Tilgung.

5.9	 Regelungen für Vorhaben in Gebietskulissen der Städte-
bauförderung

	 Für stadtbildprägende Bestandsmaßnahmen innerhalb ei-
ner mit dem Land abgestimmten Kulisse der Städte-
bauförderung, sofern sich diese mit den „Vorranggebie-
ten Wohnen“ oder den „Konsolidierungsgebieten der 
Wohnraumförderung“ in den Gebieten der Anlage 3 
überlagert, können durch die Gemeinden zur Finanzie-
rung der unrentierlichen Modernisierungs- und Instand-
setzungskosten ergänzend zur Förderung nach dieser 
Richtlinie Städtebauförderungsmittel der infrage kom-
menden Programme eingesetzt werden (Spitzenfinanzie-
rung). Die Städtebauförderungsrichtlinie in der jeweils 
geltenden Fassung ist zu beachten.

5.10	 Förderfähige Kosten

	 Für Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe b bis d 
sind förderfähig die Gesamtbaukosten nach DIN 276 
(Teil 1 bis 3, Ausgabe Dezember 2008), ausgenommen 
die Kostengruppe 760.

	 Für Maßnahmen nach Nummer 2.1 Buchstabe a sowie 
den Nummern 2.2 und 2.3 sind förderfähig die Baukosten 
nach DIN 276 (Teil 1 bis 3, Ausgabe Dezember 2008), 
ausgenommen die Kostengruppen 100, 600 und 760.
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5.11	 Kumulation mit anderen Förderungsprogrammen 

	 Eine Kumulation mit sonstigen Förderungsprogrammen 
des Landes, des Bundes und der Europäischen Union ist 
anzustreben. Insbesondere sollen die Möglichkeiten der 
Förderung zur Energieeinsparung sowie des altersge-
rechten Umbaus durch die KfW Privatkundenbank ge-
nutzt werden.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Die Bewilligung der Förderung setzt voraus, dass die Fi-
nanzierung der voraussichtlich entstehenden Gesamtkos-
ten gesichert ist.

	 Die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) ist 
berechtigt, zur Sicherung der Gesamtfinanzierung von 
Bauvorhaben auch Fremdmittel als Ergänzungsdarlehen 
zu gewähren.

6.2	 Es werden nur Vorhaben gefördert, die sich aus den stra- 
tegischen und konzeptionellen Aussagen vorliegender in-
tegrierter Stadtentwicklungskonzepte (INSEK) oder woh-
nungspolitischer Umsetzungsstrategien (WUS) schlüssig 
ergeben, im Sinne der städtebaulichen Zielvorgaben her-
gerichtet werden und die einen Beitrag zur städtebauli-
chen Aufwertung und Verbesserung des Wohnumfeldes 
leisten. Bei der Realisierung von Bestandsvorhaben muss 
nach Abschluss der baulichen Maßnahmen die Außen-
hülle eines Gebäudes ein Erscheinungsbild aufweisen, 
welches nachhaltig den städtebaulichen Erneuerungs- 
zielen dient.

6.3	 Jeder Zuwendungsempfänger und jede Zuwendungs-
empfängerin kann die Förderung nur einmal in Anspruch 
nehmen. Die Förderung wird für eine Wohnung nur ein-
mal gewährt. Die Kombination der Förderung nach die-
ser Richtlinie mit der Förderung Dritter ist zulässig.

6.4	 Die geförderte Wohnung ist nach Abschluss der Baumaß-
nahmen mindestens 20 Jahre als Hauptwohnsitz selbst zu 
nutzen (Zweckbindungszeitraum). Näheres regelt der För-
dervertrag.

6.5	 Im Fall einer Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d ist eine Ausschreibung gemäß Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) erforderlich. 
Die Bauleistungen sind auf der Grundlage der VOB nach 
Fachlosen auszuschreiben und zu vergeben. Die Gesamt-
vergabe der Bauleistungen ist nur zulässig, wenn wirt-
schaftliche oder technische Gründe dies erfordern.

6.6	 Die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind zu be-
achten.

6.7	 Die Bauherrin/der Bauherr hat auf einem Bauschild die 
Förderung durch das Land Brandenburg und die Bundes-
republik Deutschland kenntlich zu machen. 

6.8	 Mit den Baumaßnahmen ist spätestens innerhalb von 
sechs Monaten nach Zugang der Förderzusage zu begin-
nen. Das Bauvorhaben ist in einer angemessenen Frist (in 
der Regel innerhalb von 24 Monaten nach Zugang der 
Förderzusage) bezugsfertig zu erstellen und von den im 
Antrag bezeichneten Personen zur Selbstnutzung zu be-
ziehen.

6.9	 Die Gemeinden dokumentieren in ihren Stellungnahmen 
die zu beachtenden städtebaulichen Rahmenbedingun-
gen für die beantragte Förderung.

6.10	 Ein Vorhaben darf vor Erteilung der Förderzusage noch 
nicht begonnen worden sein. Dem Vorhabenbeginn steht 
der verbindliche Abschluss eines Lieferungs- und Leis-
tungsvertrages gleich. Ein solcher Vertrag ist zulässig, 
wenn den Antragstellern für den Fall der Nichtförderung 
ein kostenfreies Rücktrittsrecht eingeräumt wird. 

	 Auf schriftlichen Antrag kann die Bewilligungsstelle be-
stätigen, dass aus einem Baubeginn kein Grund zur Ver-
sagung eines Angebotes zum Abschluss eines Förderver-
trages hergeleitet wird (Unschädlichkeitsbestätigung).

7	 Verfahren

7.1 	 Bewilligungsstelle für die Förderungsmittel nach dieser 
Richtlinie ist die ILB. Sie kann sich bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. 

	 Bewilligungsstelle für die Städtebauförderungsmittel ist 
die jeweilige Gemeinde.

7.2	 Antragsverfahren

7.2.1	 Antragsverfahren für Einzelanträge

	 Das Antragsverfahren für Einzelanträge umfasst im Re-
gelfall:

-	 die Finanzierungsberatung,
-	 die Antragstellung,
-	 die Vervollständigung des Antrages nach Aufforde-

rung durch die ILB.

	 Dem Antragsformular sind mindestens beizufügen:

-  	 die städtebauliche Stellungnahme, 
-  	 der Nachweis über die Summe der positiven Ein-

künfte des Haushalts der letzten beiden Kalenderjah-
re (in der Regel Einkommensteuerbescheide),

-  	 die aktuellen Meldebescheinigungen der künftig zum 
Haushalt der Bauherrin/des Bauherrn zählenden Per-
sonen,

-  	 der Nachweis des Eigentums oder Erbbaurechts am 
Grundstück beziehungsweise des gesicherten Eigen-
tumserwerbs oder Vergabe des Erbbaurechts,

- 	 die Maßnahmenbeschreibung, eine Kostenermittlung 
nach DIN 276 und ein geeigneter Nachweis zur Ein-
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haltung der Vorgaben der EnEV (zum Beispiel Bera-
tungsbericht der Vor-Ort-Beratung zur Energieein-
sparung) durch einen zugelassenen Sachverständigen 
oder eine Sachverständige,

-	 bei beantragter Förderung von Maßnahmen nach 
Nummer 5.4.2 zusätzlich eine Beschreibung dieser 
Maßnahmen und Darstellung der Kosten sowie ein 
geeigneter Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben 
des EEWärmeG durch einen zugelassenen Sachver-
ständigen,

-	 bei beantragter Förderung von Maßnahmen nach 
Nummer 5.4.3 zusätzlich eine Beschreibung der 
denkmalpflegerischen Maßnahmen und Darstellung 
der hierfür entstehenden Mehrkosten sowie eine Be-
stätigung der Denkmalschutzbehörde zur Vereinbar-
keit des Antrages mit den Belangen des Denkmal-
schutzes,

- 	 bei beantragter Förderung nach Nummer 5.4.4 die 
Maßnahmenbeschreibung und Kostenplanung von 
bodenarchäologischen Untersuchungen,

- 	 bei beantragter Förderung nach Nummer 5.4.7 der 
Nachweis über den Grad und die Art der Behinde-
rung sowie die Darstellung der erforderlichen Maß-
nahmen und der dafür zusätzlich entstehenden Kos-
ten.

7.2.2	 Antragsverfahren für die Anschubfinanzierung

	 Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 5.6 ist durch die ILB eine Vorprüfung erforderlich. 
Im Rahmen dieser Vorprüfung sind insbesondere die 
Übereinstimmung mit der förderungsfähigen Gebiets- 
kulisse und die Schlüssigkeit der Gesamtmaßnahme hin-
sichtlich der städtebaulichen Einordnung in den teil- 
räumlichen Bereich zu prüfen. 

7.2.3	 Antrag auf Städtebauförderung nach Nummer 5.9

  	 Der Antrag auf Städtebauförderung für förderungsfähige 
Maßnahmen innerhalb einer in den einschlägigen Pro-
grammen anerkannten Fördergebietskulisse nach Num-
mer 5.9 ist bei der Stadt oder Gemeinde einzureichen.

7.3	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsstelle entscheidet auf der Grundlage 
dieser Richtlinie und der für die Wohneigentumsförde-
rung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
nach pflichtgemäßem Ermessen über die Förderungs- 
anträge. 

7.3.1	 Bewilligungsverfahren bei Einzelanträgen

	 Maßgeblicher Stichtag für die Feststellung der Zugehö-
rigkeit zum zuwendungsberechtigten Personenkreis ist 
der Tag des Eingangs des Antrages bei der ILB.

	 Die ILB entscheidet anhand der vollständig vorgelegten 
Unterlagen und Nachweise unverzüglich über den An-
trag.

7.3.2	 Bewilligungsverfahren bei Anschubfinanzierung

	 Eingegangene Anträge werden durch die ILB hinsicht-
lich ihrer Übereinstimmung mit den förderpolitischen 
Zielvorgaben des Landes geprüft.

	 Die Bewilligung der Anschubfinanzierung erfolgt nach 
Abschluss der bautechnischen Prüfung und nach Vorlie-
gen aller weiteren Voraussetzungen. Die bautechnische 
Prüfung erfolgt durch die ILB oder eines von ihr beauf-
tragten Dritten zur Feststellung der Kosten sowie zur Er-
mittlung der Wohnfläche.

7.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.4.1	 Die Zuwendungen werden nach Baufortschritt wie folgt 
ausgezahlt: 

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a, c und d 
sowie Nummer 2.2

	 50 Prozent nach Baubeginn, 
	 40 Prozent nach Fertigstellung des Rohbaus,
	 10 Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beabsichtig-

ten Nutzung.

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe b sowie 
Nummer 2.3

	 60 Prozent nach Baubeginn, 
	 40 Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beabsichtig-

ten Nutzung.

	 Abweichend davon können der Zeitpunkt und die Höhe 
der Auszahlungsraten bei Vorhaben im Rahmen der An-
schubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d indivi-
duell durch die ILB festgelegt werden.

7.4.2	 Der Fertigstellungsgrad ist durch einen qualifizierten Bau-
tenstandsbericht eines Architekten beziehungsweise einer 
Architektin oder eines beziehungsweise einer zugelasse-
nen Sachverständigen nachzuweisen.

7.4.3	 Die Auszahlung der Zuwendung setzt voraus, dass 

-	 die im Finanzierungsplan ausgewiesenen Eigenmit-
tel eingesetzt wurden,

-	 die Sicherung der Förderungsmittel im Rahmen der 
Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d 
ranggerecht durch einen beglaubigten Grundbuch- 
auszug nachgewiesen oder durch einen Notar bestä-
tigt wurde, dass der Eintragungsantrag auch im Na-
men der ILB gestellt ist und keine Umstände bekannt 
sind, die der ranggerechten Eintragung von dingli-
chen Rechten entgegenstehen.

7.5	 Verwendungsnachweisverfahren

7.5.1	 Die Vorlage einer Schlussabrechnung ist für Einzel- 
antragstellende nur erforderlich, sofern zur Finanzierung 
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von Mehrkosten eine Vorrangeinräumung zur Sicherung 
weiterer Fremdmittel beantragt wird oder die ILB dies 
verlangt. In jedem Fall ist ein Energieausweis entspre-
chend den Vorschriften der EnEV vorzulegen. 

	 Für Vorhaben nach Nummer 2.3 ist darüber hinaus der 
Nachweis zu führen, dass das sanierte Gebäude ein ener-
getisches Niveau entsprechend dem Neubaustandard ge-
mäß § 3 in Verbindung mit Anlage 1 Tabelle 1 EnEV er-
reicht.

	 Für Vorhaben, für die eine Förderung nach Nummer 5.4.2 
gewährt wurde, ist die Erfüllung der Anforderungen 
nachzuweisen. Dieser Nachweis hat entsprechend den 
Vorschriften des § 10 EEWärmeG zu erfolgen. In den 
Fällen von gewährten Förderungen nach den Num-
mern 5.4.2 und 5.4.4 sind die jeweiligen Kosten nachzu-
weisen.

	 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe a bis c und 
Nummer 2.2 ist der Beginn der Selbstnutzung und bei 
Vorhaben nach Nummer 2.3 die Fortsetzung der Selbst-
nutzung durch eine amtliche Meldebescheinigung nach-
zuweisen. 

	 Sofern ergänzende Städtebauförderungsmittel gewährt 
wurden, ist ferner eine Bescheinigung der jeweiligen Ge-
meinde nach dem Muster der Anlage 2 vorzulegen.

7.5.2	 Im Rahmen der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d hat die Bauherrin/der Bauherr der ILB un-
verzüglich

-	 eine Kopie der Anzeige der Nutzungsaufnahme ge-
mäß § 83 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauord-
nung (BbgBO) inklusive aller dazugehörenden Be-
scheinigungen und

-	 die Kaufverträge für die geförderten Wohnungen

	 vorzulegen.

	 Die Bauherrin/der Bauherr hat der ILB innerhalb von 
sechs Monaten nach Bezugsfertigkeit aller geförderten 
Wohnungen eine Schlussabrechnung in Form eines ein-
fachen Verwendungsnachweises gemäß den VV zu § 44 
LHO vorzulegen. 

	 Für den Fall, dass die Wohnungen nicht unmittelbar nach 
Bezugsfertigkeit veräußert werden können, ist der ILB 
jeweils bis zum 30. April eines jeden Jahres ein Bericht 
vorzulegen, der Angaben zum Stand der Veräußerung so-
wie zu den bisherigen und künftigen Veräußerungsaktivi-
täten enthalten muss.

7.6	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Kün-
digung des Fördervertrages und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderrichtlinien 
oder im Fördervertrag Abweichungen zugelassen worden 
sind. 

7.7	 Vordrucke

	 Soweit einheitliche Vordrucke vorgesehen sind, müssen 
sie verwendet werden.

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in 
Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2019 außer Kraft. 
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� Anlage 1

STÄDTEBAULICHE STELLUNGNAHME

zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums in Innenstädten
Auskunft* der amtsfreien Gemeinde/des Amtes für Gemeinde (Nichtzutreffendes streichen)

Bauvorhaben

Bauherr/in/Erwerber/in Straße/Haus-Nr.

PLZ/Ort ggf. Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Das Bauvorhaben befindet sich in einem

	 (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen Sanierungsgebiet im Sinne des § 142 BauGB.

	 Name des Gebietes __________________________________________________   Satzungsbeschluss vom _________________

	 (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen städtebaulichen Entwicklungsbereich im Sinne des § 165 BauGB.

	 Name des Gebietes __________________________________________________   Satzungsbeschluss vom _________________

	 vom Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) bestätigten innerstädtischen Vorranggebiet Wohnen bzw. Konsolidierungsgebiet der 
Wohnraumförderung in einem/einer

	 Gemeinde der Anlage 3 (Berliner Umland)

	 regionalen Wachstumskern (RWK)

	 Mittelzentrum gemäß der zentralörtlichen Gliederung des Landes Brandenburg

	 vom MIL geförderten Stadtumbaustadt

	 sonstigen Stadt

	 Ein Selbstbindungsbeschluss der Stadt/Gemeinde zu dem definierten Vorranggebiet Wohnen bzw. Konsolidierungsgebiet der 
Wohnraumförderung liegt vor.

	 Gebietsname _______________________________________________________   Beschluss vom ________________________

Das Bauvorhaben ist/liegt	  im Bestand 	 	 ein Neubau

	 	 ein Baudenkmal	 	 Denkmalbereich

Die Erschließung ist	 	 gesichert	 	 nicht gesichert	 	 voraussichtlich ab ___________ gesichert. 			 
							                      Monat/Jahr

Es sind bodenarchäologische Maßnahmen zu erwarten 	 	 ja	 	 nein

	 Das Bauvorhaben entspricht den Zielen der Sanierung bzw. Stadtentwicklung.

	 Das Bauvorhaben ergibt sich schlüssig aus den strategischen und konzeptionellen Aussagen des INSEK bzw. den Wohnungspoliti-
schen Umsetzungsstrategien.

	 Die Stadt/Gemeinde setzt(e) für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel ein.
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Zuwendungsgegenstand und Richtlinie: ___________________________________________________________________________

Höhe der Zuwendung einschließlich 
des kommunalen Mitleistungsanteils: 	 _________________________________

(voraussichtliches) Jahr der Zuwendung: 	 _________________________________

Wenn zutreffend, bitte eine Kopie der städtebaulichen Stellungnahme der Städtebauförderung dieser Auskunft beifügen.

	 Die städtebauliche Einordnung ist zwischen Bauherr/Bauherrin/Erwerber/Erwerberin und Stadt/Gemeinde noch weiter abzu-
stimmen.

Ein aussagekräftiger Lageplan mit Kennzeichnung der Grundstückslage in der Stadt/Gemeinde ist der Auskunft beigefügt.

Ort, Datum	 Stempel, Unterschrift

* Eine falsche Auskunft löst u. U. Amtshaftungsansprüche aus.

Anlage 2

BESCHEINIGUNG* DER STADT/GEMEINDE

über gewährte Städtebauförderungsmittel für selbst genutztes Wohneigentum
zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums in Innenstädten

Bauvorhaben

Bauherr/in/Erwerber/in Straße/Haus-Nr.

PLZ/Ort ggf. Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Die Kommune hat für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel eingesetzt. (Zutreffendes bitte ankreuzen)

	 ja

	 Zuwendungsgegenstand
	 und Richtlinie:			   ___________________________________________________________________________

	 Höhe der Zuwendung einschließlich
	 kommunalen Mitleistungsanteils:	 _______________________________	 Jahr der Zuwendung: __________________________

	 nein

Ort, Datum	 Stempel, Unterschrift

* Eine unzutreffende Bescheinigung löst u. U. Amtshaftungsansprüche aus.
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Anlage 3
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Bekanntmachung der ab dem 1. Januar 2018 
geltenden neuen EU-Schwellenwerte für die 

Vergabe öffentlicher Aufträge

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie

Vom 8. Januar 2018

Am 19. Dezember 2017 hat die EU-Kommission die ab dem 
1. Januar 2018 geltenden EU-Schwellenwerte für die Vergabe  
öffentlicher Aufträge gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 
2017/2364, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2365, der 
Delegierten Verordnung (EU) 2017/2366 sowie der Verordnung 
(EU) 2017/2367 (ABl. L 337 vom 19.12.2017, S. 17) bekannt 
gemacht. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
hat daraufhin zum 20. Dezember 2017 gemäß § 106 Absatz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) die 
Bekanntmachung der Schwellenwerte im Bundesanzeiger vor-
genommen (BAnz AT 29.12.2017 B1). 

I.	 Richtlinie 2014/24/EU - Richtlinie über die öffentliche 
Auftragsvergabe

1.	 Die in den Artikeln 4 und 13 der Richtlinie 2014/24/EU 
(ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65) festgelegten EU-
Schwellenwerte werden durch Artikel 1 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2017/2365 der Kommission vom 
18. Dezember 2017 ab dem 1. Januar 2018 geändert.

2.	 Auf dieser Grundlage beträgt der Schwellenwert ab 
dem 1. Januar 2018 

a)	 144 000 Euro

	 bei öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsauf- 
trägen, die von den in Anhang I der Richtlinie  
2014/24/EU genannten zentralen Regierungsbehör-
den als öffentlichen Auftraggebern vergeben werden, 

b)	 221 000 Euro

	 bei öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsaufträ-
gen, die von anderen als den in Anhang I der Richt-
linie 2014/24/EU genannten öffentlichen Auftrag-
gebern vergeben werden, 

c)	 5 548 000 Euro

	 bei öffentlichen Bauaufträgen, 

d)	 144 000 Euro

	 bei Wettbewerben, die von öffentlichen Auftrag- 
gebern durchgeführt werden, die zentrale Regie-
rungsbehörden im Sinne des Anhangs I der Richt- 
linie 2014/24/EU sind 

	 und

e)	 221 000 Euro

	 bei Wettbewerben, die von anderen als den in An-
hang I der Richtlinie 2014/24/EU genannten öffent-
lichen Auftraggebern durchgeführt werden. 

3.	 Der sich für zentrale Regierungsbehörden im Sinne des 
Anhangs I der Richtlinie 2014/24/EU ergebende Schwel-
lenwert ist gemäß § 106 Absatz 2 Nummer 1 GWB von 
allen obersten Bundesbehörden sowie allen oberen Bun-
desbehörden und vergleichbaren Bundeseinrichtungen 
anzuwenden.

II.	 Richtlinie 2014/25/EU - Sektorenrichtlinie

1.	 Die in Artikel 15 der Richtlinie 2014/25/EU (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 243) festgelegten EU-Schwellen-
werte werden durch Artikel 1 der Delegierten Verord-
nung (EU) 2017/2364 der Kommission vom 19. De-
zember 2017 ab dem 1. Januar 2018 geändert.

2.	 Auf dieser Grundlage beträgt der Schwellenwert ab 
dem 1. Januar 2018 

a)	 443 000 Euro

	 bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen

	 und

b)	 5 548 000 Euro

	 bei Bauaufträgen. 

III.	Richtlinie 2009/81/EG - Richtlinie über die Vergabe in 
den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 

1.	 Die in Artikel 8 der Richtlinie 2009/81/EG (ABl. L 216 
vom 20.8.2009, S. 76) festgelegten EU-Schwellen- 
werte werden durch Artikel 1 der Verordnung (EU) 
2017/2367 der Kommission vom 19. Dezember 2017 
ab dem 1. Januar 2018 geändert.

2.	 Auf dieser Grundlage beträgt der Schwellenwert ab 
dem 1. Januar 2018 

a)	 443 000 Euro

	 bei verteidigungs- und sicherheitsspezifischen Lie-
fer- und Dienstleistungsaufträgen

	 und

b)	 5 548 000 Euro

	 für verteidigungs- und sicherheitsspezifische Bau-
aufträge.
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IV.	Richtlinie 2014/23/EU - Richtlinie über die Konzessions- 
vergabe 

1.	 Der in Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2014/23/EU 
(ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1) festgelegte EU-
Schwellenwert wird durch Artikel 1 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2017/2366 der Kommission vom 
18. Dezember 2017 ab dem 1. Januar 2018 geändert.

2.	 Auf dieser Grundlage beträgt der Schwellenwert ab 
dem 1. Januar 2018

	 5 548 000 Euro.

Richtlinie 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie 
zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft 

im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

- GRW - (GRW-G) - Große Richtlinie

Vom 15. Dezember 2017 

1 	 Grundlagen, Zuwendungszweck

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt 

-	 auf der Grundlage des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1861) in der Fassung des Steueränderungsgesetzes 
vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1322, 1336), 

-	 im Rahmen des auf dieser Grundlage ergangenen 
Koordinierungsrahmens,

-	 nach den Regelungen des Gemeinschaftsrechts der 
Europäischen Union (EU), 

-	 aufgrund der §§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften (VV) in der jeweils geltenden Fassung so-
wie 

-	 nach Maßgabe dieser Richtlinie 

	 Zuwendungen für Investitionsvorhaben der gewerbli-
chen Wirtschaft einschließlich des Tourismusgewerbes, 
durch die die Wettbewerbs- und Anpassungsfähigkeit der 
Wirtschaft gestärkt und neue Arbeitsplätze geschaffen 
oder vorhandene gesichert werden. Mit den Zuwendun-
gen sollen Investitionsanreize zur Schaffung von Dauer-
arbeitsplätzen und zur Förderung von Innovationen ge-
geben werden. Die Investitionsvorhaben sollen zur Ver- 
besserung der Einkommenssituation und zur Stärkung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur beitragen. Wichtige 
Zielindikatoren sind daher die Anzahl der neu geschaffe-

nen Dauerarbeitsplätze, die Anzahl der gesicherten Dauer- 
arbeitsplätze sowie das realisierte Investitionsvolumen. 

	 Die Zuwendungen sollen günstige Rahmenbedingungen 
für zukunftsfähige und gute Arbeitsplätze schaffen. An-
tragsteller müssen sich daher obligatorisch bis zum Ende 
der Investitionphase bei der Wirtschaftsförderung Land 
Brandenburg GmbH (WFBB) oder bei den berufsständi-
schen Körperschaften (Kammern) in Abstimmung mit 
der WFBB zu Fragen Guter Arbeit (wie Qualifikation 
und Weiterbildung beziehungsweise Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie) informieren und beraten lassen.

1.2	 Ein Rechtsanspruch auf GRW-Mittel besteht nicht. Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflicht-
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsermächtigungen. 

1.3	 Die GRW-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind des-
halb nicht dazu vorzusehen, andere öffentliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten zu ersetzen (Subsidiaritätsgrundsatz). 

1.4 	 Strukturbestimmende Vorhaben werden vorrangig geför-
dert. Dabei handelt es sich um Vorhaben mit förderfähi-
gen Sachinvestitionen von mehr als 25 Millionen Euro, 
mit denen mindestens 50 Arbeitsplätze neu geschaffen 
werden. Für strukturbestimmende Vorhaben sind im kon-
kreten Einzelfall Abweichungen von dieser Richtlinie 
möglich. 

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gefördert werden vorrangig Investitionen der gewerbli-
chen Wirtschaft in Betriebsstätten im Land Brandenburg, 
die zu einem der folgenden Cluster gehören: 

- 	 Energietechnik,
- 	 Gesundheitswirtschaft,
- 	 IKT, Medien und Kreativwirtschaft,
- 	 Optik und Photonik,
- 	 Verkehr, Mobilität und Logistik,
- 	 Ernährungswirtschaft,
- 	 Kunststoffe und Chemie,
- 	 Tourismus,
- 	 Metall.

	 Die Abgrenzungen der Wirtschaftszweige zu diesen 
Clustern werden von der Bewilligungsbehörde bekannt 
gegeben. Die branchenmäßige Zuordnung der Unterneh-
men erfolgt anhand der statistischen Systematik der Wirt-
schaftszweige in der EU1. 

1	 NACE Revision 2 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 (ABl. L 393 vom 
30.12.2006, S. 1).
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2.2	 Förderfähige Investitionen von kleinen und mittleren 
Unternehmen2 sind 

- 	 die Errichtung einer neuen Betriebsstätte (Errich-
tungsinvestition),

- 	 der Ausbau der Kapazitäten einer Betriebsstätte (Er-
weiterungsinvestition),

- 	 die Diversifizierung der Produktion einer Betriebs-
stätte in neue, zusätzliche Produkte,

- 	 die grundlegende Änderung des Gesamtproduktions-
verfahrens einer bestehenden Betriebsstätte und 

- 	 die Übernahme einer stillgelegten oder von Still- 
legung bedrohten Betriebsstätte unter Marktbedin-
gungen durch einen unabhängigen Investor.

	 Förderfähige Investitionen von großen Unternehmen 
sind Investitionen in eine neue Wirtschaftstätigkeit nach 
Artikel 2 Nummer 51 der Verordnung (EU) Nr. 651/20143: 

- 	 die Errichtung einer neuen Betriebsstätte (Errich-
tungsinvestition), 

-	 die Diversifizierung der Tätigkeit einer Betriebsstät-
te, sofern die neue Tätigkeit nicht dieselbe oder eine 
ähnliche Tätigkeit wie die früher in der Betriebsstätte 
ausgeübte Tätigkeit ist, sowie

- 	 der Erwerb der Vermögenswerte einer Betriebsstätte, 
die geschlossen wurde oder ohne diesen Erwerb ge-
schlossen worden wäre und die von einem Investor 
erworben wird, der in keiner Beziehung zum Verkäu-
fer steht, sofern die neue Tätigkeit, die mit den er-
worbenen Vermögenswerten ausgeübt werden soll, 
nicht dieselbe oder eine ähnliche Tätigkeit wie die 
vor dem Erwerb in der Betriebsstätte ausgeübte Tä-
tigkeit ist.

	 Erstinvestitionen von großen Unternehmen zur einfachen 
Diversifizierung einer bestehenden Betriebsstätte durch 
Hinzunahme neuer Produkte oder neuer Prozessinnova- 
tionen können nur nach Einzelgenehmigung der Europä- 
ischen Kommission gefördert werden.

-	 Ferner sind Investitionen von großen Unternehmen 
förderfähig, die das Unternehmen in die Lage verset-
zen, über die nationalen Normen und Normen der EU 
für den Umweltschutz hinauszugehen oder bei Feh-
len solcher Normen den Umweltschutz zu verbessern 
(Umweltschutzbeihilfen). Maßgeblich ist Artikel 36 
Absatz 1 bis 3 AGVO. Investitionsvorhaben im Sin-
ne des Artikels 36 Absatz 4 AGVO sind nicht förder-
fähig. Förderfähig sind nur die im Rahmen der Ver-
besserung des Umweltschutzes entstandenen Kosten 
beziehungsweise die Mehrkosten des Investitions-

2	 Nach der Definition der Europäischen Kommission (ABl. EU L 124 vom 
20.5.2003, S. 36) hat ein kleines Unternehmen weniger als 50 Mitarbeiter 
und einen Jahresumsatz beziehungsweise eine Jahresbilanz von höchstens 
10 Millionen Euro. Ein mittleres Unternehmen hat weniger als 250 Mitar-
beiter und einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro beziehungs-
weise eine Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Millionen Euro. Dabei 
werden verbundene Unternehmen und Partnerunternehmen einbezogen.

3	 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO): ABl. EU L 187 vom 
26.6.2014, S. 1.

vorhabens im Sinne des Artikels 36 Absatz 5 AGVO 
mit der Maßgabe, dass das Umweltschutzniveau der 
nationalen Normen und Normen der EU zu übertref-
fen ist4.

2.3	 Gefördert werden nur Vorhaben mit förderfähigen Aus-
gaben von mindestens 100 000 Euro. 

2.4 	 Von der Förderung sind die in Anlage 1 aufgeführten Be-
reiche ausgeschlossen.

2.5	 Die Verlagerung von Betriebsstätten aus Berlin nach 
Brandenburg ist grundsätzlich nur nach dem mit dem 
Land Berlin abgestimmten Verfahren förderfähig. 

2.6	 Sachkostenzuschüsse

2.6.1	 Förderfähig ist nur der Teil der Investitionen, der je ge-
schaffenen Dauerarbeitsplatz 750 000 Euro und je gesi-
cherten Dauerarbeitsplatz 500 000 Euro nicht übersteigt. 

	 Ein Ausbildungsplatz wird wie ein Dauerarbeitsplatz ge-
wertet. Arbeitsplätze, die mit Leiharbeitnehmern besetzt 
werden, werden nicht als Dauerarbeitsplätze anerkannt. 

2.6.2	 Immaterielle Wirtschaftsgüter sind nur bis maximal 
50 Prozent der förderfähigen Investitionen förderfähig. 

2.6.3	 Leistungen, die von „verbundenen Unternehmen“ oder 
„Partnerunternehmen“ gegenüber dem Antragsteller er-
bracht werden, sind im Rahmen marktüblicher Preise nur 
in Höhe der Selbstkosten beziehungsweise der Einstands-
preise förderfähig, deren Umfang durch eine nachvoll-
ziehbare Kalkulation oder durch gleichwertige Belege 
der verbundenen Unternehmen oder Partnerunternehmen 
nachzuweisen ist; bei baulichen Maßnahmen veranlasst 
die Bewilligungsbehörde eine baufachliche Prüfung. 
Leistungen, die von einem neu gegründeten beziehungs-
weise aus dem leistungsempfangenden Unternehmen aus-
gegründeten „verbundenen oder Partnerunternehmen“ 
erbracht werden, sind grundsätzlich nicht förderfähig. 

2.6.4 	Nicht förderfähig sind 

- 	 Grundstücke, 
- 	 Tiere, 
- 	 Wasserfahrzeuge,
- 	 Ausgaben, die während der Investition anfallen,  

aber zur Durchführung des gewöhnlichen Geschäfts-
betriebs nicht erforderlich sind,

- 	 gezahlte Baukostenzuschüsse, 
- 	 Umsatzsteuer und auf Rechnungen ausgewiesene 

Skonti und Rabatte, unabhängig von ihrer Inanspruch-
nahme,

- 	 Finanzierungen und Versicherungen, 
- 	 gebrauchte Wirtschaftsgüter, es sei denn, es handelt 

sich um Investitionen zum Erwerb der Vermögenswer-
te einer Betriebsstätte, die geschlossen wurde oder 

4	 Die Einzelheiten richten sich nach Teil II A Ziffer 2.4 Absatz 3 des Koordi-
nierungsrahmens.
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ohne diesen Erwerb geschlossen worden wäre, oder 
das erwerbende Unternehmen ist ein kleines oder mitt-
leres Unternehmen in der Gründungsphase, und 

- 	 Eigenleistungen. 

2.7	 Lohnkostenzuschüsse 

2.7.1	 Förderfähig sind die Lohnkosten von an Erstinvestitio-
nen gebundenen Arbeitsplätzen. Ein Arbeitsplatz ist in-
vestitionsgebunden, wenn er eine Tätigkeit betrifft, auf 
die sich die Investition bezieht, und wenn er in den ersten 
drei Jahren nach Abschluss der Investition geschaffen 
wird. Zugrunde gelegt werden können lediglich die neu 
geschaffenen Arbeitsplätze, die zu einem Nettozuwachs 
an Beschäftigten im Verhältnis zur durchschnittlichen 
Beschäftigtenzahl in den vergangenen zwölf Monaten 
führen.

2.7.2	 Förderfähig sind Lohnkosten, die für eingestellte Perso-
nen während eines Zeitraums von zwei Jahren anfallen. 
Diese umfassen den Arbeitgeber-Bruttolohn (vor Steu-
ern) und die gesetzlichen Sozialabgaben, höchstens je-
doch 50 000 Euro pro Person und Jahr. 

2.7.3	 Gehälter für Geschäftsführer, Vorstände und geschäfts-
führende Gesellschafter sind nicht förderfähig. 

3	 Zuwendungsempfänger

	 Zuwendungsempfänger sind Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Ein Investitionsvorhaben kann gefördert werden, wenn 
es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen Ein-
kommensquellen das Gesamteinkommen in dem jeweili-
gen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht 
unwesentlich zu erhöhen („Primäreffekt“). 

4.2	 Für eine Förderung kommt ein Investitionsvorhaben nur 
in Betracht, wenn

a)	 der jahresdurchschnittliche Investitionsbetrag die in 
den letzten drei Jahren durchschnittlich verdienten 
Abschreibungen um mindestens 50 Prozent über-
steigt oder

b)	 die Zahl der bei Antragstellung in den Betriebsstätten 
des zu fördernden Unternehmens in der Gemeinde 
bestehenden Dauerarbeitsplätze um mindestens 
10 Prozent erhöht wird. 

	 Bei Errichtungen einer neuen Betriebsstätte und Über-
nahmen gelten diese Voraussetzungen als erfüllt. 

	 Darüber hinaus müssen die förderfähigen Kosten bei der 
Förderung von Investitionen für 

- 	 grundlegende Änderungen des Produktionsprozesses 
bei großen Unternehmen höher sein als die in den 

drei vorangegangenen Geschäftsjahren erfolgten Ab-
schreibungen für die mit der zu modernisierenden 
Tätigkeit verbundenen Vermögenswerte beziehungs-
weise 

- 	 die Diversifizierung der Produktion einer bestehen-
den Betriebsstätte mindestens 200 Prozent über dem 
Buchwert liegen, der in dem Geschäftsjahr vor Be-
ginn der Arbeiten für die wiederverwendeten Vermö-
genswerte verbucht wurde.

4.3	 Ein angemessener beihilfefreier Eigenbeitrag des Inves-
tors am Investitionsvorhaben (mindestens 25 Prozent der 
förderfähigen Ausgaben) ist Voraussetzung für eine För-
derung.

4.4	 Bei Lohnkostenzuschüssen muss zusätzlich der überwie-
gende Teil der neu geschaffenen Arbeitsplätze eines der 
folgenden Kriterien erfüllen:

- 	 Arbeitsplätze mit überdurchschnittlicher Qualifikati-
onsanforderung,

- 	 Arbeitsplätze mit besonders hoher Wertschöpfung 
oder

- 	 Arbeitsplätze in einem Bereich mit besonders hohem 
Innovationspotenzial.

	 Die zu fördernden, neu geschaffenen Arbeitsplätze müs-
sen mit Arbeitskräften besetzt werden, deren jährlicher 
Arbeitgeber-Bruttolohn (vor Steuern) einschließlich ge-
setzlicher Sozialabgaben mindestens 30 000 Euro be-
trägt. 

	 Die dem Lohnkostenzuschuss zugrunde gelegten Ar-
beitsplätze müssen mindestens fünf Jahre besetzt blei-
ben.

4.5	 Tourismus

4.5.1	 Gefördert werden touristische Vorhaben in den Berei-
chen Gesundheitstourismus in staatlich anerkannten Kur- 
und Erholungsorten (Anlage 2), Rad- und Wassertouris-
mus sowie Vorhaben, die zur Entwicklung innovativer 
oder zur Ergänzung bereits vorhandener touristischer 
Produkte beitragen. Die Vorhaben sollen zur Erhöhung 
der Übernachtungszahlen in den Tourismusregionen, zur 
Gewinnung neuer Gästegruppen beziehungsweise zur 
Saisonverlängerung beitragen. Alle touristischen Vorha-
ben müssen den Nachweis der Barrierefreiheit sowie des 
Qualitätssiegels ServiceQ Deutschland erbringen. Die 
Erfüllung der Qualitätskriterien ist bei der Verwendungs-
nachweisprüfung zu belegen und muss für die Dauer der 
Überwachungszeit erhalten bleiben. 

4.5.2	 Grundsätzlich muss der Zuwendungsempfänger bei tou-
ristischen Vorhaben in Beherbergungsbetrieben sowie 
Gasthöfen und Gasthäusern am Ende des Investitionszeit-
raums in die Deutsche Hotelklassifizierung, die Klassi- 
fizierung von Ferienwohnungen und -häusern und Privat-
zimmern, die G-Klassifizierung beziehungsweise die 
Campingplatzklassifizierung aufgenommen sein und die-
ses für die Dauer der Überwachungszeit bleiben. Maßga-
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ben des Denkmalschutzes sind hierbei angemessen zu 
berücksichtigen.

4.5.3	 Bei touristischen Vorhaben im Bereich Radtourismus 
muss der Zuwendungsempfänger am Ende des Investi- 
tionszeitraums im Besitz der ADFC-Zertifizierung 
„Bett+Bike“ sein und dieses für die Dauer der Zweck-
bindung bleiben sowie bei Vorhaben im Bereich Wasser-
tourismus in das Informationssystem „Gelbe Welle“ auf-
genommen sein und dies bis zum Ende der Zweck- 
bindungsfrist bleiben.

5	 Art und Umfang der Förderung

5.1	 Die Zuwendung wird zur Projektförderung als Anteil- 
finanzierung in Form des Zuschusses zu den zuwen-
dungsfähigen Ausgaben gewährt. Der Antragsteller kann 
zwischen sachkapitalbezogenen und lohnkostenbezoge-
nen Zuschüssen wählen. 

5.2	 Sonstige Fördermittel sind auf den für das jeweilige In-
vestitionsvorhaben geltenden Fördersatz anzurechnen. 

5.3	 Grundsätzlich erfolgt eine Basisförderung in Höhe von 
5 Prozent. Die Förderung kann bis zu einem Höchstsatz 
von 10 Prozent erfolgen. Der Höchstfördersatz wird bei 
Errichtungen, Übernahmen und Investitionsvorhaben 
nach Nummer 4.2 Buchstabe b gewährt oder wenn drei 
der folgenden Struktureffekte erfüllt sind, davon mindes-
tens einer aus jeder Kriterien-Gruppe: 

	 Kriterien Gute Arbeit; Qualifikation:

- 	 Verhältnis der beauflagten Auszubildenden (geschaf-
fen oder gesichert) zur Gesamtzahl der beauflagten 
Dauerarbeitsplätze (geschaffen oder gesichert) ist 

-	 höher als 7 Prozent beziehungsweise 
-	 höher als 4 Prozent und Inanspruchnahme von 

Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit im 
Bereich der Berufsvorbereitung und -ausbildung 
(unter anderem Einstiegsqualifizierung, assistier-
te Ausbildung) beziehungsweise 

-	 höher als 4 Prozent und hohe betriebliche Ausbil-
dungsqualität (Verbundausbildung beziehungs-
weise Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung 
bei Handwerk und Übernahmequote in unbefris-
tete Beschäftigungsverhältnisse von mindestens 
70 Prozent), 

- 	 Bindung an einen Flächen- oder Branchentarifver-
trag mit einer tariffähigen Gewerkschaft oder tarif-
gleiche Bezahlung,

- 	 Arbeitsplatzzuwachs von 30 Prozent in den drei Jah-
ren vor Antragstellung,

-	 Anteil der neuen Mitarbeiter mit Uni-/FH-/Meister- 
oder Fachabschluss über 75 Prozent.

	 Kriterien Regionales, Innovation, Umwelt: 

- 	 Vorhaben steht im Standortwettbewerb,

- 	 Vorhaben in einem Regionalen Wachstumskern, tou-
ristische Vorhaben auch in einem Kur- oder Erho-
lungsort,

- 	 Forschungs- und Entwicklungsintensität des Unter-
nehmens ab 2 Prozent FuE-Aufwendungen in Rela- 
tion zum Umsatz, bei kleinen Unternehmen auch 
Teilnahme an einem vom Land, Bund oder der EU 
geförderten FuEuI-Projekt, 

- 	 Zertifizierung nach EMAS, ISO 14001 oder ISO 50001 
beziehungsweise bei KMU auch DIN 16247 oder 
Brandenburger Umweltsiegel erfolgt beziehungsweise 
geplant.

	 Die Struktureffekte müssen für die Dauer der Überwa-
chungszeit erfüllt bleiben, soweit dies ihrem Wesen ent-
spricht. 

	 Werden keine Zuschläge nach Nummer 5.4 oder 5.5 ge-
währt, beträgt der Fördersatz 10 Prozent. 

5.4	 Auf den Fördersatz nach Nummer 5.3 kann ein Zuschlag 
gewährt werden 

-	 von 10 Prozent für mittlere Unternehmen bezie-
hungsweise 

-	 von 20 Prozent für kleine Unternehmen5.

5.5	 In den Landkreisen Spree-Neiße, Märkisch-Oderland, 
Oder-Spree, Uckermark und Barnim sowie den kreisfrei-
en Städten Frankfurt (Oder) und Cottbus kann ein weite-
rer Zuschlag in Höhe von 10 Prozent gewährt werden. 

5.6 	 Unternehmen, die zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung mehr als 30 Prozent Leiharbeitnehmer in 
der Betriebsstätte beschäftigen, erhalten keine Förderung. 
Bei Unternehmen, die mehr als 10 Prozent Leiharbeit-
nehmer in der Betriebsstätte beschäftigen, wird die För-
derung halbiert. Dies gilt nicht bei der Errichtung einer 
neuen Betriebsstätte. Sachgrundlos befristete Arbeitsver-
hältnisse im Sinne von § 14 Absatz 2 des Teilzeit- und 
Befristungsgesetzes (TzBfG) werden Leiharbeitnehmern 
gleichgestellt. Dies gilt nicht für Saisonarbeitsplätze im 
Sinne von Teil II A Ziffer 1.1.4 Absatz 6 des Koordinie-
rungsrahmens. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Der Zuwendungsempfänger hat die gewährte Zuwendung 
für das Investitionsvorhaben zu verwenden. Eine solche 
Verwendung liegt regelmäßig nur dann vor, wenn das In-
vestitionsvorhaben bis zum Ende des im Zuwendungs- 
bescheid bestimmten Investitionszeitraums verwirklicht 
und die geförderte Betriebsstätte betrieben wird (Zuwen-
dungszweck).

6.2 	 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein 
Investitionsvorhaben gewährt, das spätestens sechs Mo-
nate nach Bestandskraft des Bewilligungsbescheides be-

5	 Definition KMU siehe Fußnote 2; bei großen Investitionsvorhaben (> 50 Mil-
lionen Euro) können keine KMU-Zuschläge gewährt werden.
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gonnen und innerhalb von 36 Monaten durchgeführt 
wird.

6.3 	 Die geförderten Wirtschaftsgüter unterliegen mindestens 
fünf Jahre der Zweckbindung und müssen in der geför-
derten Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie werden 
durch gleich- oder höherwertige Wirtschaftsgüter ersetzt 
(Zweckbindungs- und Verbleibefrist). Diese Frist beginnt 
am Ende des im Zuwendungsbescheid bestimmten In-
vestitionszeitraums.

	 Wird ein Wirtschaftsgut seiner Natur nach regelmäßig 
außerhalb der Betriebsstätte eingesetzt, dann ist es nur 
förderfähig, wenn es ausschließlich im C-Fördergebiet 
eingesetzt wird. 

	 Die Zweckbindungs- und Verbleibefrist im Beherber-
gungsgewerbe (Hotels, Pensionen, Ferienwohnungen und 
-häuser sowie Campingplätze) beträgt zehn Jahre.

6.4 	 Die geförderten neuen beziehungsweise gesicherten Ar-
beitsplätze und Ausbildungsplätze müssen mindestens 
fünf Jahre nach Abschluss des Investitionsvorhabens tat-
sächlich besetzt sein oder zumindest auf dem Arbeits-
markt dauerhaft angeboten werden (Überwachungszeit). 
Diese Überwachungszeit gilt auch für die weiteren Aufla-
gen wie die Einhaltung der dauerhaften Struktureffekte 
oder der Qualitätskriterien bei touristischen Vorhaben. 

6.5	 Besicherung, Haftung

	 Im Zuwendungsbescheid ist die Sicherung der zweckent-
sprechenden Verwendung oder eines etwaigen Erstat-
tungsanspruchs zu regeln. 

	 Die Zuwendungen sind grundsätzlich durch eine Bürg-
schaft der Gesellschafter, ab einer Beteiligung (selbst 
beziehungsweise einschließlich verflochtener Unterneh-
men) von mindestens 25 Prozent am Gesellschaftskapital 
oder 25 Prozent der Stimmrechte entsprechend ihrer pro-
zentualen Beteiligung, durch Bankbürgschaft oder durch 
Bürgschaften Dritter zu besichern. Die Bürgschaft ist bei 
natürlichen Personen begrenzt auf die Höhe von zwei 
Bruttojahreseinkommen des betreffenden Gesellschaf-
ters. Sind die Gesellschafter ihrerseits beschränkt haften-
de juristische Personen, kann die Bürgschaft auch von 
deren Gesellschaftern verlangt werden. Von einer Bürg-
schaftsübernahme kann nach Lage des jeweiligen Einzel-
falles abgesehen werden, wenn sie in Bezug auf Art, 
Zweck und Höhe der Zuwendung unverhältnismäßig ist. 
Dies gilt insbesondere, wenn das wirtschaftliche Eigen-
kapital der Gesellschaft mindestens der Zuwendungs- 
höhe einschließlich der bereits gewährten Fördermittel, 
für die noch eine Bindefrist läuft, entspricht sowie bei 
Zuwendungen bis 100 000 Euro bei KMU oder einem 
Haftungsanspruch unter 25 000 Euro beim einzelnen Ge-
sellschafter. 

7	 Verfahren

7.1	 Der Antrag auf Gewährung von Investitionszuschüssen 
ist vor Beginn des Investitionsvorhabens unter Verwen-

dung des amtlichen Vordrucks bei der Investitionsbank 
des Landes Brandenburg (ILB) als Bewilligungsbehörde 
zu stellen. Eine Entscheidung noch im jeweils laufenden 
Haushaltsjahr kann regelmäßig nur erwartet werden, wenn 
die erforderlichen Unterlagen vollständig am 30.  Sep-
tember bei der ILB vorliegen. 

7.2	 Mit dem Vorhaben darf mit Antragstellung (Posteingang) 
begonnen werden. Die Risiken liegen beim Antragsteller. 

	 Beginn des Investitionsvorhabens ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe-
rungs- und Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen gel-
ten Planung und Bodenuntersuchung nicht als Beginn 
des Investitionsvorhabens. Der Grunderwerb ist nicht als 
Beginn des Vorhabens anzusehen. 

	 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen wird die zustän-
dige staatliche Bauverwaltung vor der Bewilligung betei-
ligt (baufachliche Prüfung), wenn die vorgesehene Zu-
wendung den Betrag von 500 000 Euro und der Fördersatz 
30 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten übersteigt. 

7.3	 Maßgeblich für die Beurteilung eines Vorhabens (Sach- 
und Rechtslage) ist der Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung der GRW-Förderung.

7.4	 In begründeten Ausnahmefällen kann nach Einzelprü-
fung von den Regelungen dieser Richtlinie im Rahmen 
der Regelungen des Koordinierungsrahmens abgewichen 
werden, wenn das Ministerium für Wirtschaft und Ener-
gie ein besonderes Landesinteresse feststellt.

7.5	 Die Bewilligungsbehörde bezieht fachliche Stellungnah-
men insbesondere der Industrie- und Handelskammern 
beziehungsweise der Handwerkskammern des Landes so-
wie bedarfsgemäß anderer fachlicher Einrichtungen ein. 
Ein Landesförderausschuss (LFA) berät die Bewilligungs-
behörde vor Förderentscheidung. Die erforderlichen An-
gaben und Unterlagen müssen der ILB so rechtzeitig vor 
dem Termin des LFA vollständig vorliegen, dass eine 
rechtzeitige Vorbereitung sichergestellt werden kann. 

7.6	 Öffentliche Finanzierungshilfen, die dem Antragsteller 
in früheren Jahren gewährt wurden, und insbesondere die 
Ergebnisse der Verwendungsnachweisprüfung sind bei 
der Entscheidung über die Anträge zu berücksichtigen.

7.7	 Die Bewilligungsbehörde überwacht die ordnungsgemä-
ße und zweckentsprechende Verwendung der Mittel. Sie 
teilt dem Zuwendungsempfänger auch die Höhe der ihm 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zufließenden 
Bundesmittel in geeigneter Weise mit. 

7.8 	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu §§ 23, 
44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.
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7.9	 Abweichend von den VV zu § 44 LHO wird bestimmt:

-	 Zuwendungs(teil)beträge dürfen nur unter Vorlage 
von Nachweisen über die im Rahmen des Zuwen-
dungszwecks tatsächlich getätigten Ausgaben ausge-
zahlt werden.

-	 Ein letzter Teilbetrag von 5 Prozent der Gesamtzu-
wendung darf darüber hinaus erst ausgezahlt werden, 
wenn der Zuwendungsempfänger den Verwendungs-
nachweis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger Form 
und den Nachweis der Beratung zu Guter Arbeit vor-
gelegt hat.

-	 Die Vorschriften der Nummer 3 ANBest-P - „Verga-
be von Aufträgen“ - finden bei Investitionsvorhaben, 
die aus der Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden, 
keine Anwendung. Sofern eine öffentliche Ausschrei-
bung durchgeführt wird, sollte diese über die zentrale 
DV-Erfassung („Vergabemarktplatz Brandenburg“) 
veröffentlicht werden.

-	 Bei Lohnkostenzuschüssen erfolgt die Auszahlung in 
Form der Erstattung geleisteter Ausgaben nach Ab-
lauf des ersten und des zweiten Jahres gerechnet von 
der ersten Besetzung eines geschaffenen Arbeitsplat-
zes. 

7.10	 Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne von 
§ 264 des Strafgesetzbuches sind im Antrag bezeichnet.

7.11	 Förderungen müssen einzeln bei der Europäischen Kom-
mission angemeldet werden, sofern 

- 	 der „angepasste Beihilfehöchstsatz“, der im Einklang 
mit dem in Artikel 2 Nummer 20 der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) definierten 
Mechanismus errechnet wird, für eine Investition mit 
förderfähigen Kosten von 100 Millionen Euro (Arti-
kel 4 Absatz 1 Buchstabe a AGVO) überschritten wird, 

-	 es sich um eine Erstinvestition zur einfachen Diversi-
fizierung einer bestehenden Betriebsstätte durch Hin-
zunahme neuer Produkte oder neuer Prozessinnova-
tionen handelt oder 

- 	 der Antragsteller nicht bestätigt, dass er in den beiden 
Jahren vor der Beantragung der Beihilfe keine Verla-
gerung aus dem Gebiet einer anderen Vertragspartei 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum hin zu der zu fördernden Betriebsstätte vorge-
nommen hat und/oder sich nicht verpflichtet, dies 
auch in den beiden Jahren nach Abschluss der zu för-
dernden Erstinvestition nicht zu tun.

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

9	 Schlussbestimmungen

	 Diese Richtlinie findet Anwendung auf Anträge, die wäh-
rend ihrer Laufzeit gestellt und beschieden werden. Sie 
findet ferner Anwendung auf GRW-G-Anträge, die be-
reits vor Inkrafttreten gestellt, aber noch nicht beschie-
den worden sind.

Anlage 1

Ausschlüsse nach Nummer 2.4 der Richtlinie6

Ausgeschlossene Bereiche:

-	 Land- und Forstwirtschaft, soweit nicht Verarbeitung,
-	 Aquakultur, Fischerei, 
-	 Eisen- und Stahlindustrie7, 
-	 Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden und vergleich-

bare Zweige der Urproduktion, 
-	 Energie- und Wasserversorgung (außer Kraftwerken und 

Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend dem betrieb-
lichen Eigenbedarf dienen) sowie Abwasserentsorgung, 

-	 Baugewerbe, 
-	 Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,
-	 Transport- und Lagergewerbe,
-	 Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche Ein-

richtungen,
-	 Kunstfaserindustrie8, 
-	 Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter die Klasse 70.22 

„Unternehmensberatung“ der NACE Revision 2 fällt (au-
ßer technische Unternehmensberatung), 

-	 freiberufliche Architektur- und Ingenieurbüros,
-	 Flughäfen und -plätze,
-	 Veranstalter und Einrichter von Kongressen, Ausstellungen 

und Messen,
-	 Werbeleistungen für die gewerbliche Wirtschaft, Callcenter, 
-	 Abfallbeseitigung und alle damit im Zusammenhang ste-

henden Tätigkeiten (Sammeln, Befördern, Handeln, Makeln, 
Bereitstellen, Lagern, Behandeln) einschließlich Kompostie-
rungsanlagen, Deponieanlagen und Anlagen zur Aufberei-
tung und Reinigung belasteter Böden,

-	 Schulen, Internate sowie Fort- und Ausbildungsstätten aller 
Art,

-	 Kfz-Reparatur- und -Instandsetzungsbetriebe sowie -Aus- 
und -Umbau,

-	 Anlagen zur Herstellung von Ersatzbrenn-, -heiz- und 
-kraftstoffen, 

-	 Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter Abschnitt K „Er-
bringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen“ 
der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE 
Revision 2 fällt, 

-	 Tierpensionen, Tierausbildungsstätten,
-	 Hallenbäder, soweit nicht in kur- oder wellnessorientierten 

touristischen Vorhaben eingebunden, sowie Strand- und 
Freibäder, 

6	 Siehe auch Teil II A Nummer 3.1 des Koordinierungsrahmens.
7	 Siehe Artikel 2 Nummer 43 AGVO.
8	 Siehe Artikel 2 Nummer 44 AGVO.
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-	 Sport- und Spielstätten (einschließlich Kletterparks, Baum-
wipfelpfade, Schießanlagen und Ähnlichem), außer bei sai-
sonverlängernden touristischen Vorhaben, 

-	 Gokart-Bahnen und sonstige fahrgeschäftsähnliche Einrich-
tungen,

-	 separate Kegel- und Bowlingbahnen, Fitnesscenter, Reit- 
anlagen, 

-	 Golfplätze und Tennisanlagen einschließlich deren Neben-
einrichtungen,

-	 Tierparks, zoologische Gärten,
-	 Schlachtereien, 
-	 Waffenproduktion, 
-	 Kinos, Museen, Theater, Veranstaltungsstätten und Ausstel-

lungsräume, Bars, Diskotheken und mobile Dienstleistun-
gen.

� Anlage 2

Regionale Wachstumskerne

-	 Brandenburg an der Havel
-	 Cottbus
-	 Eberswalde
-	 Finsterwalde/Großräschen/Lauchhammer/Schwarzheide/

Senftenberg („Westlausitz“)
-	 Frankfurt (Oder)
-	 Eisenhüttenstadt
-	 Fürstenwalde/Spree
-	 Königs Wusterhausen/Wildau/Schönefeld („Schönefelder 

Kreuz“)
-	 Luckenwalde
-	 Ludwigsfelde
-	 Neuruppin
-	 Oranienburg/Hennigsdorf/Velten
-	 Perleberg/Wittenberge/Karstädt
-	 Potsdam
-	 Schwedt/Oder
-	 Spremberg

Kur- und Erholungsorte 

- 	 Bad Saarow
- 	 Bad Liebenwerda
- 	 Bad Freienwalde
- 	 Bad Wilsnack
- 	 Bad Belzig
- 	 Buckow
- 	 Templin
- 	 Burg/Spreewald 
- 	 Angermünde, OT Altkünkendorf, OT Angermünde, OT Wol-

letz
- 	 Fürstenberg, OT Himmelpfort
- 	 Lübben/Spreewald
- 	 Lübbenau/Spreewald
- 	 Lindow/Mark
- 	 Lychen
- 	 Müllrose
- 	 Neuzelle, OT Neuzelle
- 	 Rheinsberg, OT Rheinsberg, OT Flecken Zechlin 

- 	 Rheinsberg, OT Kleinzerlang
- 	 Schwielochsee, OT Goyatz
- 	 Schwielowsee
- 	 Stechlin, OT Neuglobsow
- 	 Waldsieversdorf
- 	 Wendisch Rietz
- 	 Werder (Havel)

Richtlinie 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie 
zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft 

im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

- GRW - (GRW-G) - 
Wachstumsprogramm für kleine Unternehmen - 

Kleine Richtlinie

Vom 15. Dezember 2017

1	 Grundlagen, Zuwendungszweck

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt 

-	 auf der Grundlage des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1861) in der Fassung des Steueränderungsgesetzes 
vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1322, 1336), 

-	 im Rahmen des auf dieser Grundlage ergangenen 
Koordinierungsrahmens,

-	 nach den Regelungen des Gemeinschaftsrechts der 
Europäischen Union (EU), 

-	 aufgrund der §§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften (VV) in der jeweils geltenden Fassung so-
wie 

-	 nach Maßgabe dieser Richtlinie 

	 Zuwendungen für Investitionsvorhaben der gewerbli-
chen Wirtschaft einschließlich des Tourismusgewerbes, 
durch die die Wettbewerbs- und Anpassungsfähigkeit der 
Wirtschaft gestärkt und neue Arbeitsplätze geschaffen 
oder vorhandene gesichert werden. Mit den Zuwendun-
gen sollen Investitionsanreize zur Schaffung von Dauer-
arbeitsplätzen und zur Förderung von Innovationen ge-
geben werden. Die Investitionsvorhaben sollen zur Ver- 
besserung der Einkommenssituation und zur Stärkung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur beitragen. Wichtige 
Zielindikatoren sind daher die Anzahl der neu geschaffe-
nen Dauerarbeitsplätze, die Anzahl der gesicherten Dauer- 
arbeitsplätze sowie das realisierte Investitionsvolumen. 

	 Die Zuwendungen sollen günstige Rahmenbedingungen 
für zukunftsfähige und gute Arbeitsplätze schaffen. An-
tragsteller müssen sich daher obligatorisch bis zum Ende 
der Investitionphase bei der Wirtschaftsförderung Land 
Brandenburg GmbH (WFBB) oder bei den berufsständi-
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schen Körperschaften (Kammern) in Abstimmung mit 
der WFBB zu Fragen Guter Arbeit (wie Qualifikation 
und Weiterbildung beziehungsweise Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie) informieren und beraten lassen.

1.2	 Ein Rechtsanspruch auf GRW-Mittel besteht nicht. Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflicht-
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsermächtigungen. 

1.3	 Die GRW-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind des-
halb nicht dazu vorzusehen, andere öffentliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten ohne regionale Zielsetzung zu erset-
zen (Subsidiaritätsgrundsatz). 

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gefördert werden Investitionen der gewerblichen Wirt-
schaft in Betriebsstätten im Land Brandenburg.

2.2	 Förderfähige Investitionen sind

- 	 die Errichtung einer neuen Betriebsstätte (Errich-
tungsinvestition),

- 	 der Ausbau der Kapazitäten einer Betriebsstätte (Er-
weiterungsinvestition),

-	 die Diversifizierung der Produktion einer Betriebs-
stätte in neue, zusätzliche Produkte,

-	 die grundlegende Änderung des Gesamtproduktions-
verfahrens einer bestehenden Betriebsstätte und 

-	 die Übernahme einer stillgelegten oder von Still- 
legung bedrohten Betriebsstätte unter Marktbedin-
gungen durch einen unabhängigen Investor.

2.3	 Es werden nur Vorhaben mit förderfähigen Ausgaben 
(Sachkosten nach Nummer 2.6 oder Lohnkosten nach 
Nummer 2.7) von mindestens 60 000 Euro und höchstens 
2 Millionen Euro gefördert.

2.4	 Von der Förderung sind die in Anlage 1 aufgeführten Be-
reiche ausgeschlossen.

2.5	 Die Verlagerung von Betriebsstätten aus Berlin nach 
Brandenburg ist grundsätzlich nur nach dem mit dem 
Land Berlin abgestimmten Verfahren förderfähig. 

2.6	 Sachkostenzuschüsse

2.6.1	 Förderfähig ist nur der Teil der Investitionen, der je ge-
schaffenen Dauerarbeitsplatz 750 000 Euro und je gesi-
cherten Dauerarbeitsplatz 500 000 Euro nicht übersteigt. 
Ein Ausbildungsplatz wird wie ein Dauerarbeitsplatz ge-
wertet. Arbeitsplätze, die mit Leiharbeitnehmern besetzt 
werden, werden nicht als Dauerarbeitsplätze anerkannt. 

2.6.2	 Immaterielle Wirtschaftsgüter sind nur bis maximal 
50 Prozent der förderfähigen Investitionen förderfähig. 

2.6.3	 Leistungen, die von „verbundenen Unternehmen“ oder 
„Partnerunternehmen“ gegenüber dem Antragsteller er-
bracht werden, sind im Rahmen marktüblicher Preise nur 
in Höhe der Selbstkosten beziehungsweise der Einstands-
preise förderfähig, deren Umfang durch eine nachvoll-

ziehbare Kalkulation oder durch gleichwertige Belege der 
verbundenen Unternehmen nachzuweisen ist; bei bau- 
lichen Maßnahmen veranlasst die Bewilligungsbehörde 
eine baufachliche Prüfung. Leistungen, die von einem 
neu gegründeten beziehungsweise aus dem leistungs-
empfangenden Unternehmen ausgegründeten „verbun-
denen oder Partnerunternehmen“ erbracht werden, sind 
grundsätzlich nicht förderfähig. 

2.6.4	 Nicht förderfähig sind 

-	 Grundstücke, 
-	 Tiere, 
-	 Wasserfahrzeuge,
-	 Ausgaben, die während der Investition anfallen, aber 

zur Durchführung des gewöhnlichen Geschäfts- 
betriebs nicht erforderlich sind,

-	 gezahlte Baukostenzuschüsse, 
-	 Umsatzsteuer und auf Rechnungen ausgewiesene 

Skonti und Rabatte, unabhängig von ihrer Inanspruch-
nahme,

-	 Finanzierungen und Versicherungen, 
-	 gebrauchte Wirtschaftsgüter, es sei denn, es handelt 

sich um Investitionen zum Erwerb der Vermögens- 
werte einer Betriebsstätte, die geschlossen wurde oder 
ohne diesen Erwerb geschlossen worden wäre, oder 
das erwerbende Unternehmen ist ein kleines oder mitt-
leres Unternehmen in der Gründungsphase, und 

-	 Eigenleistungen. 

2.7	 Lohnkostenzuschüsse 

2.7.1	 Förderfähig sind die Lohnkosten von an Erstinvestitio-
nen gebundenen Arbeitsplätzen. Ein Arbeitsplatz ist in-
vestitionsgebunden, wenn er eine Tätigkeit betrifft, auf 
die sich die Investition bezieht und wenn er in den ersten 
drei Jahren nach Abschluss der Investition geschaffen 
wird. Zugrunde gelegt werden können lediglich die neu 
geschaffenen Arbeitsplätze, die zu einem Nettozuwachs 
an Beschäftigten im Verhältnis zur durchschnittlichen 
Beschäftigtenzahl in den vergangenen zwölf Monaten 
führen.

2.7.2 	Förderfähig sind Lohnkosten, die für eingestellte Perso-
nen während eines Zeitraums von zwei Jahren anfallen. 
Diese umfassen den Arbeitgeber-Bruttolohn (vor Steu-
ern) und die gesetzlichen Sozialabgaben, höchstens je-
doch 50 000 Euro pro Person und Jahr. 

2.7.3	 Gehälter für Geschäftsführer, Vorstände und geschäfts-
führende Gesellschafter sind nicht förderfähig. 

3	 Zuwendungsempfänger

	 Zuwendungsempfänger sind kleine Unternehmen1 der 
gewerblichen Wirtschaft nach der jeweils geltenden De-
finition der Europäischen Kommission.

9

1	 Nach der Definition der Europäischen Kommission (ABl. EU L 124 vom 
20.5.2003, S. 36) hat ein kleines Unternehmen weniger als 50 Mitarbeiter 
und einen Jahresumsatz beziehungsweise eine Jahresbilanz von höchstens 
10  Millionen Euro. Dabei werden verbundene Unternehmen und Partner- 
unternehmen einbezogen.
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4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Ein Investitionsvorhaben kann gefördert werden, wenn 
es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen Ein-
kommensquellen das Gesamteinkommen in dem jeweili-
gen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht 
unwesentlich zu erhöhen („Primäreffekt“). 

4.2	 Für eine Förderung kommt ein Investitionsvorhaben 
grundsätzlich nur in Betracht, wenn

a)	 der jahresdurchschnittliche Investitionsbetrag die in 
den letzten drei Jahren durchschnittlich verdienten 
Abschreibungen um mindestens 50 Prozent über-
steigt oder

b)	 die Zahl der bei Antragstellung in den Betriebsstätten 
des zu fördernden Unternehmens in der Gemeinde 
bestehenden Dauerarbeitsplätze um mindestens 
10 Prozent erhöht wird. 

	 Bei Errichtungen einer neuen Betriebsstätte und Über-
nahmen gelten diese Voraussetzungen als erfüllt. 

	 Darüber hinaus müssen die förderfähigen Kosten bei der 
Förderung von Investitionen für 

-	 die Diversifizierung der Produktion einer bestehen-
den Betriebsstätte mindestens 200 Prozent über dem 
Buchwert liegen, der in dem Geschäftsjahr vor Be-
ginn der Arbeiten für die wiederverwendeten Vermö-
genswerte verbucht wurde.

4.3	 Ein angemessener beihilfefreier Eigenbeitrag des Inves-
tors am Investitionsvorhaben (mindestens 25 Prozent der 
förderfähigen Ausgaben) ist Voraussetzung für eine För-
derung.

4.4 	 Bei Lohnkostenzuschüssen muss zusätzlich der überwie-
gende Teil der neu geschaffenen Arbeitsplätze eines der 
folgenden Kriterien erfüllen:

-	 Arbeitsplätze mit überdurchschnittlicher Qualifika- 
tionsanforderung,

-	 Arbeitsplätze mit besonders hoher Wertschöpfung 
oder

-	 Arbeitsplätze in einem Bereich mit besonders hohem 
Innovationspotenzial.

	 Die zu fördernden, neu geschaffenen Arbeitsplätze müs-
sen mit Arbeitskräften besetzt werden, deren jährlicher 
Arbeitgeber-Bruttolohn (vor Steuern) einschließlich ge-
setzlicher Sozialabgaben mindestens 30 000 Euro be-
trägt. 

	 Die dem Lohnkostenzuschuss zugrunde gelegten Arbeits-
plätze müssen mindestens fünf Jahre besetzt bleiben.

4.5	 Tourismus

4.5.1	 Gefördert werden touristische Vorhaben in den Berei-
chen Gesundheitstourismus in staatlich anerkannten Kur- 

und Erholungsorten (Anlage 2), Rad- und Wassertouris-
mus sowie Vorhaben, die zur Entwicklung innovativer 
oder zur Ergänzung bereits vorhandener touristischer 
Produkte beitragen. Die Vorhaben sollen zur Erhöhung 
der Übernachtungszahlen in den Tourismusregionen, zur 
Gewinnung neuer Gästegruppen beziehungsweise zur 
Saisonverlängerung beitragen. Alle touristischen Vorha-
ben müssen den Nachweis der Barrierefreiheit sowie des 
Qualitätssiegels ServiceQ Deutschland erbringen. Die 
Erfüllung der Qualitätskriterien ist bei der Verwendungs-
nachweisprüfung zu belegen und muss für die Dauer der 
Überwachungszeit erhalten bleiben.

4.5.2	 Grundsätzlich muss der Zuwendungsempfänger bei tou-
ristischen Vorhaben in Beherbergungsbetrieben sowie 
Gasthöfen und Gasthäusern am Ende des Investitions-
zeitraums in die Deutsche Hotelklassifizierung, die Klas-
sifizierung von Ferienwohnungen und -häusern und Pri-
vatzimmern, die G-Klassifizierung beziehungsweise die 
Campingplatzklassifizierung aufgenommen sein und die-
ses für die Dauer der Überwachungszeit bleiben. Maß- 
gaben des Denkmalschutzes sind hierbei angemessen zu 
berücksichtigen.

4.5.3	 Bei touristischen Vorhaben im Bereich Radtourismus 
muss der Zuwendungsempfänger am Ende des Inves- 
titionszeitraums im Besitz der ADFC-Zertifizierung 
„Bett+Bike“ sein und dieses für die Dauer der Zweckbin-
dung bleiben sowie bei Vorhaben im Bereich Wassertou-
rismus in das Informationssystem „Gelbe Welle“ auf- 
genommen sein und dies bis zum Ende der Zweckbin- 
dungsfrist bleiben.

5	 Art und Umfang der Förderung

5.1	 Die Zuwendung wird zur Projektförderung als Anteil- 
finanzierung in Form des Zuschusses zu den zuwen-
dungsfähigen Ausgaben gewährt. Der Antragsteller kann 
zwischen sachkapitalbezogenen und lohnkostenbezoge-
nen Zuschüssen wählen.

5.2	 Sonstige Fördermittel sind auf den für das jeweilige In-
vestitionsvorhaben geltenden Fördersatz anzurechnen. 

5.3	 Die Förderung kann bis zu einem Höchstsatz von 30 Pro-
zent erfolgen. 

5.4 	 In den Landkreisen Spree-Neiße, Märkisch-Oderland, 
Oder-Spree, Uckermark und Barnim sowie den kreisfrei-
en Städten Frankfurt (Oder) und Cottbus kann ein Zu-
schlag in Höhe von 10 Prozent gewährt werden.

5.5	 Unternehmen, die zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung mehr als 30 Prozent Leiharbeitnehmer in 
der Betriebsstätte beschäftigen, erhalten keine Förde-
rung. Bei Unternehmen, die mehr als 10 Prozent Leih- 
arbeitnehmer in der Betriebsstätte beschäftigen, wird die 
Förderung halbiert. Dies gilt nicht bei der Errichtung ei-
ner neuen Betriebsstätte. Sachgrundlos befristete Ar-
beitsverhältnisse im Sinne von § 14 Absatz 2 des Teilzeit- 
und Befristungsgesetzes (TzBfG) werden Leiharbeitneh- 
mern gleichgestellt. Dies gilt nicht für Saisonarbeitsplät-
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ze im Sinne von Teil II A Ziffer 1.1.4 Absatz 6 des Koor-
dinierungsrahmens. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Der Zuwendungsempfänger hat die gewährte Zuwendung 
für das Investitionsvorhaben zu verwenden. Eine solche 
Verwendung liegt regelmäßig nur dann vor, wenn das In-
vestitionsvorhaben bis zum Ende des im Zuwendungs- 
bescheid bestimmten Investitionszeitraums verwirklicht 
und die geförderte Betriebsstätte betrieben wird (Zuwen-
dungszweck).

6.2	 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein 
Investitionsvorhaben gewährt, das spätestens sechs Mo-
nate nach Bestandskraft des Bewilligungsbescheides be-
gonnen und innerhalb von 36 Monaten durchgeführt wird.

6.3	 Die geförderten Wirtschaftsgüter unterliegen mindestens 
fünf Jahre der Zweckbindung und müssen in der geför-
derten Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie werden 
durch gleich- oder höherwertige Wirtschaftsgüter ersetzt 
(Zweckbindungs- und Verbleibefrist). Diese Frist beginnt 
am Ende des im Zuwendungsbescheid bestimmten In-
vestitionszeitraums.

	 Wird ein Wirtschaftsgut seiner Natur nach regelmäßig 
außerhalb der Betriebsstätte eingesetzt, dann ist es nur 
förderfähig, wenn es ausschließlich im C-Fördergebiet 
eingesetzt wird.

	 Die Zweckbindungs- und Verbleibefrist im Beherber-
gungsgewerbe (Hotels, Pensionen, Ferienwohnungen und 
-häuser sowie Campingplätze) beträgt zehn Jahre.

6.4	 Die geförderten neuen beziehungsweise gesicherten Ar-
beitsplätze und Ausbildungsplätze müssen mindestens 
fünf Jahre nach Abschluss des Investitionsvorhabens tat-
sächlich besetzt sein oder zumindest auf dem Arbeits-
markt dauerhaft angeboten werden (Überwachungszeit). 
Diese Überwachungszeit gilt auch für die weiteren Aufla-
gen wie die Einhaltung der Qualitätskriterien bei touris- 
tischen Vorhaben. 

6.5	 Besicherung, Haftung

	 Im Zuwendungsbescheid ist die Sicherung der zweckent-
sprechenden Verwendung oder eines etwaigen Erstat-
tungsanspruchs zu regeln. 

	 Die Zuwendungen sind grundsätzlich durch eine Bürg-
schaft der Gesellschafter, ab einer Beteiligung (selbst 
beziehungsweise einschließlich verflochtener Unterneh-
men) von mindestens 25 Prozent am Gesellschaftskapital 
oder 25 Prozent der Stimmrechte entsprechend ihrer pro-
zentualen Beteiligung, durch Bankbürgschaft oder durch 
Bürgschaften Dritter zu besichern. Die Bürgschaft ist bei 
natürlichen Personen begrenzt auf die Höhe von zwei 
Bruttojahreseinkommen des betreffenden Gesellschaf-
ters. Sind die Gesellschafter ihrerseits beschränkt haften-
de juristische Personen, kann die Bürgschaft auch von 

deren Gesellschaftern verlangt werden. Von einer Bürg-
schaftsübernahme kann nach Lage des jeweiligen Einzel-
falles abgesehen werden, wenn sie in Bezug auf Art, 
Zweck und Höhe der Zuwendung unverhältnismäßig ist. 
Dies gilt insbesondere, wenn das wirtschaftliche Eigen-
kapital der Gesellschaft mindestens der Zuwendungs- 
höhe einschließlich der bereits gewährten Fördermittel, 
für die noch eine Bindefrist läuft, entspricht sowie bei 
Zuwendungen bis 100 000 Euro bei KMU oder einem 
Haftungsanspruch unter 25 000 Euro beim einzelnen Ge-
sellschafter. 

7	 Verfahren

7.1	 Der Antrag auf Gewährung von Investitionszuschüssen 
ist vor Beginn des Investitionsvorhabens unter Verwen-
dung des amtlichen Vordrucks bei der Investitionsbank 
des Landes Brandenburg (ILB) (Bewilligungsbehörde) 
zu stellen. Eine Entscheidung noch im jeweils laufenden 
Haushaltsjahr kann regelmäßig nur erwartet werden, wenn 
die erforderlichen Unterlagen vollständig am 30.  Sep-
tember bei der ILB vorliegen. 

7.2	 Mit dem Vorhaben darf mit Antragstellung (Posteingang) 
begonnen werden. Die Risiken liegen beim Antragsteller.

	 Beginn des Investitionsvorhabens ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe-
rungs- und Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen gel-
ten Planung und Bodenuntersuchung nicht als Beginn 
des Investitionsvorhabens. Der Grunderwerb ist nicht als 
Beginn des Vorhabens anzusehen. 

 
	 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen wird die zustän-

dige staatliche Bauverwaltung vor der Bewilligung betei-
ligt (baufachliche Prüfung), wenn die vorgesehene Zu-
wendung den Betrag von 500 000 Euro und der Förder- 
satz 30 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten übersteigt. 

 
7.3	 Maßgeblich für die Beurteilung eines Vorhabens (Sach- 

und Rechtslage) ist der Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung der GRW-Förderung.

7.4	 Die Bewilligungsbehörde bezieht fachliche Stellungnah-
men insbesondere der Industrie- und Handelskammern 
beziehungsweise der Handwerkskammern des Landes 
sowie bedarfsgemäß anderer fachlicher Einrichtungen 
ein. Ein Landesförderausschuss (LFA) berät die Bewilli-
gungsbehörde vor Förderentscheidung. Die erforderli-
chen Angaben und Unterlagen müssen der ILB so recht-
zeitig vor dem Termin des LFA vollständig vorliegen, 
dass eine rechtzeitige Vorbereitung sichergestellt werden 
kann. 

7.5	 Öffentliche Finanzierungshilfen, die dem Antragsteller 
in früheren Jahren gewährt wurden, und insbesondere die 
Ergebnisse der Verwendungsnachweisprüfung sind bei 
der Entscheidung über die Anträge zu berücksichtigen.

7.6	 Die Bewilligungsbehörde überwacht die ordnungsgemä-
ße und zweckentsprechende Verwendung der Mittel. Sie 
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teilt dem Zuwendungsempfänger auch die Höhe der ihm 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zufließenden 
Bundesmittel in geeigneter Weise mit.

7.7 	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu §§ 23, 
44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.

7.8	 Abweichend von den VV zu § 44 LHO wird bestimmt:

a)	 Ein letzter Teilbetrag von 5 Prozent der Gesamt- 
zuwendung darf darüber hinaus erst ausgezahlt wer-
den, wenn der Zuwendungsempfänger den Verwen-
dungsnachweis gemäß Nummer 6 der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
förderung (ANBest-P) vollständig und in prüffähiger 
Form und den Nachweis der Beratung zu Guter Ar-
beit vorgelegt hat.

b)	 Die Vorschriften der Nummer 3 ANBest-P - „Verga-
be von Aufträgen“ - finden bei Investitionsvorhaben, 
die aus der Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden, 
keine Anwendung. Sofern eine öffentliche Aus-
schreibung durchgeführt wird, sollte diese über die 
zentrale DV-Erfassung („Vergabemarktplatz Bran-
denburg“) veröffentlicht werden.

c)	 Bei Lohnkostenzuschüssen erfolgt die Auszahlung in 
Form der Erstattung geleisteter Ausgaben nach Ab-
lauf des ersten und des zweiten Jahres gerechnet von 
der ersten Besetzung eines geschaffenen Arbeitsplat-
zes. 

7.9	 Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne von 
§ 264 des Strafgesetzbuches sind im Antrag bezeichnet. 

7.10 	 Förderungen müssen einzeln bei der Europäischen Kom-
mission angemeldet werden, wenn der Antragsteller nicht 
bestätigt, dass er in den beiden Jahren vor der Beantra-
gung der Beihilfe keine Verlagerung aus dem Gebiet einer 
anderen Vertragspartei des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum hin zu der zu fördernden Be-
triebsstätte vorgenommen hat und/oder sich nicht ver-
pflichtet, dies auch in den beiden Jahren nach Abschluss 
der zu fördernden Erstinvestition nicht zu tun.

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

9	 Schlussbestimmungen

	 Diese Richtlinie findet Anwendung auf Anträge, die wäh-
rend ihrer Laufzeit gestellt und beschieden werden. Sie 
findet ferner Anwendung auf GRW-G-Anträge, die be-
reits vor Inkrafttreten gestellt, aber noch nicht beschie-
den worden sind. 

� Anlage 1

Ausschlüsse nach Nummer 2.4 der Richtlinie2

10

Ausgeschlossene Bereiche:

-	 Land- und Forstwirtschaft, soweit nicht Verarbeitung,
-	 Aquakultur, Fischerei, 
-	 Eisen- und Stahlindustrie3, 11

-	 Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden und vergleich-
bare Zweige der Urproduktion, 

-	 Energie- und Wasserversorgung (außer Kraftwerken und 
Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend dem betrieb-
lichen Eigenbedarf dienen) sowie Abwasserentsorgung, 

-	 Baugewerbe, 
-	 Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel,
-	 Transport- und Lagergewerbe,
-	 Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche Ein-

richtungen,
-	 Kunstfaserindustrie4, 12

-	 Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter die Klasse 70.22 
„Unternehmensberatung“ der NACE Revision 2 fällt (au-
ßer technische Unternehmensberatung), 

-	 freiberufliche Architektur- und Ingenieurbüros,
-	 Flughäfen und -plätze,
-	 Veranstalter und Einrichter von Kongressen, Ausstellungen 

und Messen,
-	 Werbeleistungen für die gewerbliche Wirtschaft, Callcenter, 
-	 Abfallbeseitigung und alle damit im Zusammenhang ste-

henden Tätigkeiten (Sammeln, Befördern, Handeln, Ma-
keln, Bereitstellen, Lagern, Behandeln) einschließlich Kom- 
postierungsanlagen, Deponieanlagen und Anlagen zur Auf-
bereitung und Reinigung belasteter Böden,

-	 Schulen, Internate sowie Fort- und Ausbildungsstätten aller 
Art,

-	 Kfz-Reparatur- und -Instandsetzungsbetriebe sowie -Aus- 
und -Umbau,

-	 Anlagen zur Herstellung von Ersatzbrenn-, -heiz- und -kraft-
stoffen, 

-	 Unternehmen, deren Haupttätigkeit unter Abschnitt K „Er-
bringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen“ 
der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE 
Revision 2 fällt, 

-	 Tierpensionen, Tierausbildungsstätten,
-	 Hallenbäder, soweit nicht in kur- oder wellnessorientierten 

touristischen Vorhaben eingebunden, sowie Strand- und 
Freibäder, 

-	 Sport- und Spielstätten (einschließlich Kletterparks, Baum-
wipfelpfade, Schießanlagen und Ähnlichem), außer bei sai-
sonverlängernden touristischen Vorhaben, 

-	 Gokart-Bahnen und sonstige fahrgeschäftsähnliche Ein-
richtungen,

-	 separate Kegel- und Bowlingbahnen, Fitnesscenter, Reit- 
anlagen, 

-	 Golfplätze und Tennisanlagen einschließlich deren Neben-
einrichtungen,

-	 Tierparks, zoologische Gärten,
-	 Schlachtereien, 

2	 Siehe auch Teil II A Nummer 3.1 des Koordinierungsrahmens.
3	 Siehe Artikel 2 Nummer 43 AGVO.
4	 Siehe Artikel 2 Nummer 44 AGVO.
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-	 Waffenproduktion, 
-	 Kinos, Museen, Theater, Veranstaltungsstätten und Ausstel-

lungsräume, Bars, Diskotheken und mobile Dienstleistun-
gen.

� Anlage 2

Kur- und Erholungsorte 

- 	 Bad Saarow
- 	 Bad Liebenwerda
- 	 Bad Freienwalde
- 	 Bad Wilsnack
- 	 Bad Belzig
- 	 Buckow
- 	 Templin
- 	 Burg/Spreewald 
- 	 Angermünde, OT Altkünkendorf, OT Angermünde, OT Wol-

letz
- 	 Fürstenberg, OT Himmelpfort
- 	 Lübben/Spreewald
- 	 Lübbenau/Spreewald
- 	 Lindow/Mark
- 	 Lychen
- 	 Müllrose
- 	 Neuzelle, OT Neuzelle
- 	 Rheinsberg, OT Rheinsberg, OT Flecken Zechlin 
- 	 Rheinsberg, OT Kleinzerlang
- 	 Schwielochsee, OT Goyatz
- 	 Schwielowsee
- 	 Stechlin, OT Neuglobsow
- 	 Waldsieversdorf
- 	 Wendisch Rietz
- 	 Werder (Havel)

Errichtung 
der „Bärbel und Werner Strache-Stiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 15. Januar 2018

Aufgrund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Branden-
burg (StiftGBbg) vom 20. April 2004 (GVBl. I S. 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Bärbel und Werner Strache-Stif-
tung“ mit Sitz in Bad Freienwalde als rechtsfähig öffentlich 
bekannt gemacht.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Jugendhilfe sowie die 
Unterstützung von Personen, die infolge ihres körperlichen, 
geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer ange-
wiesen sind.

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung.

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs- 
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
15. Januar 2018 erteilt.

Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie

über die Gewährung von Zuschüssen
für Familienferienreisen

Vom 10. Januar 2018

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und den Vorschriften der §§ 23 und 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) mit den dazu ergange-
nen Verwaltungsvorschriften (VV) Zuwendungen für Fa-
milienferienreisen.

1.2	 Ein Anspruch der antragstellenden Person auf Gewäh-
rung einer Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entschei-
det die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemä-
ßen Ermessens im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.

1.3	 Ziel der Förderung ist es, durch einen Zuschuss des Lan-
des Familien mit geringem Einkommen Familienferien-
reisen zu erleichtern. Ein gemeinsamer Urlaub ist we-
sentlicher Bestandteil des Familienlebens, fördert den 
Zusammenhalt der Familie und eröffnet neue Perspekti-
ven. Gemeinsame Erlebnisse in der Familie tragen zum 
Wohlbefinden aller Familienmitglieder bei und leisten 
einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der Gesundheit. Fa-
milien sollen - unabhängig von ihrer finanziellen Situa- 
tion - geeignete Angebote für Familienferienreisen wahr-
nehmen können. 

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Gefördert werden Familienferienreisen mit Kindern in 
Familienferienstätten oder anderen für den Zweck der 
Familienerholung geeigneten und finanziell angemesse-
nen Einrichtungen und Ferienunterkünften.

2.2	 Gefördert werden Familienferienreisen in Quartiere, die 
als Beherbergungsbetriebe beziehungsweise Ferienunter-
künfte betrieben werden. Weiterhin sind Familienreisen 
mit gemieteten Wohnwagen beziehungsweise Wohnmo-
bilen sowie auf Zeltplätze förderfähig. Aufenthalte bei 
Verwandten oder sonstige Unterkünfte in privaten Woh-
nungen, die nicht als Ferienunterkunft gemeldet sind, 
beziehungsweise Familienreisen mit privaten Wohnwagen 
beziehungsweise Wohnmobilen sind nicht förderfähig. 
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3	 Zuwendungsempfängerin/Zuwendungsempfänger

	 Gefördert werden Familien mit Wohnsitz oder ständigem 
Aufenthalt im Land Brandenburg.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Familien im Sinne dieser Richtlinie sind alle Lebensfor-
men des privaten Zusammenlebens mit Kindern, für die 
Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz bezogen 
werden. Damit sollen Ehepaare mit Kindern, allein erzie-
hende Mütter und Väter, nichteheliche und gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaften mit Kindern sowie 
Patchwork- und Pflegefamilien erfasst werden. Auch 
Großeltern, die gemeinsam mit Familien oder allein mit 
ihren Enkelkindern verreisen, können Zuschüsse erhalten.

4.2	 Bei der Förderung sollen insbesondere Familien mit ge-
ringem Einkommen und in besonderen Belastungssitua-
tionen wie zum Beispiel Alleinerziehende, Familien mit 
einem behinderten Familienmitglied oder Familien mit 
Migrationshintergrund berücksichtigt werden.

4.3	 Zuschüsse können nur für Familienmitglieder gewährt 
werden, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 
Land Brandenburg haben. 

4.4	 Die Beantragung der Zuschüsse für eine Familie soll spä-
testens acht Wochen vor Reiseantritt erfolgen. Eine Be-
zuschussung ist nur einmal jährlich möglich.

4.5	 Die Reisedauer soll mindestens fünf und höchstens 
14 Tage betragen. In begründeten Einzelfällen, zum Bei-
spiel bei Erholungsaufenthalt der Familien in einer Fami-
lienferienstätte und gleichzeitiger Teilnahme an Fami- 
lienbildungsveranstaltungen, sind Abweichungen von der  
Mindestreisedauer zulässig. An- und Abreisetage gelten 
als ein Tag.

4.6	 Familien, die im letzten Monat vor beziehungsweise im 
Monat der Antragstellung Arbeitslosengeld II, Sozialgeld 
und/oder Leistungen für Bildung und Teilhabe nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, Sozialhilfe nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder Kinderzuschlag 
für Eltern mit geringem Einkommen nach § 6a des Bun-
deskindergeldgesetzes oder Leistungen nach dem Wohn-
geldgesetz beziehen und die sonstigen Voraussetzungen 
für die Ferienzuschüsse gemäß dieser Richtlinie erfüllen, 
erhalten die Zuschüsse ohne weitere Einkommensprü-
fung. Die entsprechenden Bescheide sind mit dem An-
trag vorzulegen.

4.7 	 Ansonsten gilt:

	 Das monatliche Einkommen darf 150 Prozent der Regel-
leistung des Arbeitslosengeldes II (§ 20 Absatz 2 bis 4 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch) und des Sozial-
geldes (§ 23 Nummer 1 des Zweiten Buches Sozialge-

setzbuch) zuzüglich der Kosten für Unterkunft und Hei-
zung nicht überschreiten. Maßgebend sind jeweils die am 
Jahresanfang gültigen Sätze. Bei durch die Familien 
selbst genutztem Wohneigentum werden 30 Prozent des 
Familiennettoeinkommens als Wohnkosten berücksich-
tigt. Für allein sorgeberechtigte Mütter und Väter ist ein 
Mehrbedarf nach § 21 Absatz 3 des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch zu berücksichtigen.

4.8	 Als Einkommen aus nichtselbstständiger Tätigkeit gilt 
das Familiennettoeinkommen. 

4.8.1	 Zum Familiennettoeinkommen zählen alle Einkünfte der 
Familienangehörigen einschließlich Kindergeldleistun-
gen, Elterngeldleistungen, soweit diese die Höhe des 
Mindestelterngeldes nach § 2 Absatz 4 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes überschreiten, Unterhalts-
leistungen, Ausbildungsbeihilfen, soweit diese nicht dar-
lehensweise gewährt werden, Renten und Leistungen nach 
dem Wohngeldgesetz. Als Berechnungsgrundlage gilt das 
Familiennettoeinkommen der letzten drei Monate vor 
Antragstellung.

4.8.2	 Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz bis zur Höhe des Mindestelterngeldes nach § 2 
Absatz 4 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, 
Mehraufwandsentschädigungen nach § 16d des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch sowie der Kinderzuschlag für 
Eltern mit geringem Einkommen nach § 6a des Bundes-
kindergeldgesetzes zählen nicht zum Einkommen.

4.9	 Als Einkommen bei Selbstständigen gilt die Summe der 
im letzten Kalenderjahr vor Antragstellung erzielten po-
sitiven Einkünfte im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten 
aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten anderer 
Familienangehöriger ist nicht zulässig. Steht das Ein-
kommen des letzten Kalenderjahres bei Antragstellung 
noch nicht fest, so wird das Einkommen des vorletzten 
Kalenderjahres zugrunde gelegt. Ist das Einkommen des 
laufenden Kalenderjahres voraussichtlich geringer als 
das zugrunde zu legende Einkommen des letzten bezie-
hungsweise vorletzten Kalenderjahres, ist vom glaubhaft 
gemachten Einkommen des laufenden Kalenderjahres 
auszugehen.

4.10	 Zuschüsse können auch für Kinder, für die die antragstel-
lende Person sorge- beziehungsweise umgangsberechtigt 
ist, die aber nicht in ihrem Haushalt leben, gewährt wer-
den. Bei der Einkommensermittlung sind regelmäßig die 
tatsächlichen Verhältnisse im Haushalt der antragstellen-
den Person maßgebend.

4.11	 Reisen Großeltern gemeinsam mit Familien oder Enkel-
kindern, sind die Zuschüsse jeweils getrennt auf der 
Grundlage des Einkommens der Familie (auch wenn die 
Enkelkinder allein mit den Großeltern reisen) und der 
Großeltern zu berechnen. Pro Familie ist ein separater 
Antrag zu stellen.
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5	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

5.4	 Höhe der Zuwendung:

	 Die Höhe des Zuschusses für die Familienferienreisen 
beträgt pro Tag für jedes mitreisende Familienmitglied 
8 Euro.

6	 Verfahren

6.1	 Antragsverfahren 

6.1.1	 Die Anträge auf Zuschüsse für Familienferienreisen sind 
zu stellen beim

	 Landesamt für Soziales und Versorgung
	 des Landes Brandenburg
	 Dezernat 53
	 Lipezker Straße 45
	 03048 Cottbus
	 Tel.: 0355 2893-800 oder -853
	 E-Mail: familienferien@lasv.brandenburg.de

6.1.2	 Die Anträge sollen acht Wochen vor Reiseantritt, in je-
dem Fall jedoch vor Beginn der Reise in vollständiger 
Form einschließlich einer Buchungsbestätigung vorlie-
gen. Unvollständige beziehungsweise nach Reisebeginn 
eingehende Anträge dürfen nicht berücksichtigt werden. 
Für Anträge sind die durch die Bewilligungsbehörde vor-
gegebenen Formulare zu verwenden.

6.2	 Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren

6.2.1	 Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Soziales und 
Versorgung. 

6.2.2	 Die Auszahlung der bewilligten Zuschüsse wird durch 
die Bewilligungsbehörde regelmäßig frühestens vier Wo-
chen vor Reisebeginn vorgenommen. 

6.3	 Verwendungsnachweisverfahren

6.3.1	 Als Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
der Zuschüsse legen die Familien der Bewilligungs- 
behörde einen Beleg über die vollständige Zahlung der 
Unterkunft/Reise vor. 

6.3.2	 Der Zahlungsbeleg muss spätestens 14 Tage nach Rück-
kehr bei der Bewilligungsbehörde eingereicht werden. 
Wird der Beleg auch nach wiederholter Aufforderung 
nicht eingereicht, können die Zuschüsse für Familien- 
ferienreisen zurückgefordert und für die nachfolgenden 
zwei Kalenderjahre versagt werden.

6.3.3	 Im Falle von unberechtigter Inanspruchnahme von Zu-
schüssen sind Zuschüsse für Familienferienreisen eben-
falls für die nachfolgenden zwei Kalenderjahre zu versa-
gen.  

6.3.4	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendungen und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendungen gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.

7	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 
2017 in Kraft und am 31. Dezember 2019 außer Kraft.

Allgemeinverfügung
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Landwirtschaft
über die Aufhebung der Schonzeit

für Schwarzwild für das Land Brandenburg

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
Vom 15. Januar 2018

1	 Zur Erlegung von Schwarzwild wird gemäß § 31 Absatz 3 
Nummer 2 des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg 
(BbgJagdG) die in § 5 Absatz 2 der Verordnung zur Durch-
führung des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg  
(BbgJagdDV) festgelegte Schonzeit für Bachen und damit 
für alles Schwarzwild gemäß § 22 Absatz 3 des Bundes-
jagdgesetzes (BJagdG) aufgehoben.

	 Von der Schonzeitaufhebung für Schwarzwild sind führen-
de Bachen ausgenommen. 

2	 Nebenbestimmungen

2.1	Der Schutz von Elterntieren gemäß § 22 Absatz 4 BJagdG 
bleibt unberührt.

2.2	Die Allgemeinverfügung ist befristet bis einschließlich 
31. März 2021.

2.3	Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen 
für die Aufhebung der Schonzeit entfallen.

3	 Bekanntmachung und Inkrafttreten

	 Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 1 Ab-
satz  1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
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Brandenburg in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes öffentlich bekannt gemacht. 
Die Veröffentlichung dieser Allgemeinverfügung erfolgt im 
Amtsblatt für Brandenburg. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg wirksam.

	 Die Allgemeinverfügung und die Begründung können beim 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft zu den genannten Zeiten eingesehen werden:

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
Oberste Jagd- und Fischereibehörde
Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 13, Haus S
14467 Potsdam

Dienstsitz:
Lindenstraße 34 a
14467 Potsdam

montags bis donnerstags 	von 10 bis 15 Uhr
freitags		  von 10 bis 14 Uhr

4	 Begründung

	 Gemäß § 31 Absatz 3 Nummer 2 des Jagdgesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgJagdG) kann die oberste Jagdbe-
hörde aus Gründen der Landeskultur die in § 5 Absatz 2 der 
Verordnung zur Durchführung des Jagdgesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgJagdDV) festgesetzte Schonzeit 
für Schwarzwild aufheben. 

	 Der Elterntierschutz der für die Aufzucht nach § 22 Ab-
satz 4 des Bundesjagdgesetztes (BJagdG) notwendigen El-
terntiere bleibt hiervon unberührt.

	 Der Ansatz für eine Verhinderung eines Eintrages der Afri-
kanischen Schweinepest (ASP) nach Brandenburg ist von 
hoher Relevanz, da in weiten Teilen des Landes von einer 
zum Teil extrem hohen Schwarzwildpopulation, einher- 
gehend mit hohen Schwarzwildschäden in der Landwirt-
schaft, berichtet wird. 

	 Das Vorkommen der ASP in den osteuropäischen Ländern 
bei Wild- und Hausschweinen bedeutet eine ständige Ge-
fahrenlage des Auftretens in Brandenburg. Seit dem ersten 
Auftreten der ASP in Georgien 2007 hat sich die Seuche 
sprunghaft in Richtung Westen und Norden nach Estland, 
Lettland, Litauen und Polen ausgebreitet. Im Juni 2017 
wurden die ersten Fälle in Tschechien und ein Fall bei 
Hausschweinen in Rumänien gemeldet.

	 Eine Ausbreitung der ASP-Infektion in der Wildschwein- 
population konnte in allen betroffenen Staaten des euroasia- 
tischen Raums seit nunmehr ca. zehn Jahren nicht aufgehal-
ten werden, wenn auch die Ausbreitungsgeschwindigkeit 
langsamer ist als zunächst angenommen. So kommt es im-
mer wieder zu Feststellungen der ASP bei Haus- und Wild-
schweinen, auch in größerer Entfernung von den bereits 
bekannten Infektionsherden. Als Ursache für diese sprung-
hafte Verbreitung wird meist eine anthropogene Verschlep-
pung der Infektion vermutet.

	 Aus Gründen des Allgemeinwohls ist es geboten, alle 
jagdrechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, um einem 
möglichen Eintrag der ASP in die Wildschweinpopulation 
entgegenzuwirken, da die Dichte der Wildtierpopulation 
als maßgeblicher Risikofaktor bei der Verbreitung von 
Seuchen gilt. Die Interessen des Einzelnen haben hinter 
den Interessen der Allgemeinheit zurückzustehen. Die 
Maßnahme ist somit folglich angemessen und erforder-
lich.

	 Die Ausweitung der Jagdzeit für Bachen, die keine Frisch-
linge führen, soll zu einer intensiveren Bejagung von Ba-
chen und somit zu einer Absenkung der Population in der 
Gruppe der Zuwachsträger führen. Der Eingriff in den Ba-
chenbestand soll sich auf nachgeordnete Bachen unter 
Schonung der Leitbachen konzentrieren.

5	 Rechtsbehelfsbelehrung

	 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim

Verwaltungsgericht Potsdam
Friedrich-Ebert-Straße 32

14469 Potsdam
(Postfachanschrift: Postfach 60 15 52, 14415 Potsdam)

	 schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklag-
ten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Beweismittel sollen angegeben wer-
den.

	 Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben 
wird, sollen der Klage nebst Anlage so viele Abschriften 
beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung 
erhalten können.

	 Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind 
die elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu ver-
sehen. Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Ver- 
waltungsgerichts Potsdam über die auf der Internetseite  
www.erv.brandenburg.de bezeichneten Kommunikations-
wege einzureichen. Die rechtliche Grundlage hierfür sowie 
die weiteren technischen Anforderungen sind unter der vor-
genannten Internetseite abrufbar. 

Potsdam, den 15. Januar 2018

Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft

Im Auftrag

Hardt
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer LNG-Tankanlage für den Schwerlastverkehr

in 15537 Grünheide (Mark)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Januar 2018

Die Firma Liqvis GmbH, Holzstraße 6 in 40221 Düsseldorf be-
antragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück Birkenstra-
ße 3 in 15537 Grünheide (Mark) in der Gemarkung Spreeau, 
Flur 6, Flurstück 180 eine LNG-Tankanlage für den Schwer-
lastverkehr zu errichten und zu betreiben. (Az. G05817) 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 9.1.1.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 9.1.1.3 S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgü-
ter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Die Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 

S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Ablehnung des Antrags für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 16244 Lichterfelde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Januar 2018

Der Antrag der Firma Gewi Windpark GmbH & Co. 17. Betei-
ligungs KG, Osterhusumer Straße 56 in 25813 Husum/Nordsee 
auf Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Be-
trieb einer Windkraftanlage (WKA) des Typs Vestas V126 mit 
einer Nennleistung von 3,3 MW, einem Rotordurchmesser von 
126 m, einer Nabenhöhe von 137 m und einer Gesamthöhe über 
Grund von 200 m auf dem Grundstück 16244 Lichterfelde 
(Schorfheide) in der Gemarkung Lichterfelde, Flur 6, Flur-
stück 280 wird abgelehnt. (Az. G11816)

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Auslegung

Die Entscheidung liegt in der Zeit vom 1. Februar 2018 bis 
einschließlich 14. Februar 2018 im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, 
Zimmer 103 in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Gemeinde 
Schorfheide, Verwaltungsgebäude Finowfurt, Erzbergerplatz 1, 
Zimmer 0.4 in 16244 Schorfheide aus und kann dort während 
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden. 

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Nieder-
schrift kann der Widerspruch beim Landesamt für Umwelt, 
Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
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liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 13. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Anlage zur Erzeugung von Kompost 

in 15711 Königs Wusterhausen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Januar 2018

Die Firma Sekundärrohstoffe Carl Lutze, Maxim-Gorki-Stra-
ße 8 in 15711 Königs Wusterhausen beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für 
die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von 
Kompost aus Grünabfällen (Garten- und Parkabfälle, Grün-
schnitt) mit einer Durchsatzkapazität von maximal 12 t/d bzw. 
2.100 t/a sowie eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung von 
nicht gefährlichen Abfällen in 15711 Königs Wusterhausen  
auf den Grundstücken der Gemarkung Königs Wusterhausen, 
Flur 10, Flurstücke 150, 152, 186 und 191 (Hafengelände). 

Bei der geplanten Kompostierungsanlage handelt es sich um 
eine Anlage der Nummer 8.5.2V des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und um 
ein Vorhaben der Nummer 8.4.1.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 7 Absatz 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht 
durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. Aufgrund der Emp-
findlichkeit des Gebietes war eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls anhand der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG 
durchzuführen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

1. Merkmale des Vorhabens

Für die beantragte Kompostierungsanlage sowie die Anlage zur 
zeitweiligen Lagerung von nicht gefährlichen Abfällen werden 
ausschließlich die bereits versiegelten Flächen genutzt.
Durch den Anlagenbetrieb können Belästigungen insbesondere 
durch Geruchsemissionen und Lärmemissionen hervorgerufen 
werden. Sonstige unzulässige Emissionen von Luftschadstof-
fen (insbesondere Staub) sind nicht zu erwarten.
Aufgrund der Art des Eingangsmaterials und des Verzichts auf 
den Einsatz geruchsintensiver Stoffe ist davon auszugehen, 
dass unzulässige Geruchsemissionen bei der Kompostierung 
vermieden werden. Staubemissionen treten im Anlagenbetrieb 
diskontinuierlich auf und werden durch entsprechende Maß-
nahmen so in Grenzen gehalten, dass Belästigungen in der nä-
heren Umgebung weitgehend vermieden werden können.

2. Standort des Vorhabens

Der geplante Anlagenstandort befindet sich auf dem Hafenge-
lände der LUTRA GmbH und weist eine Gesamtgröße von  
ca. 5.500 m² auf. Er liegt - wie das übrige Hafengelände der 
LUTRA GmbH auch - in der Trinkwasserschutzzone III des 
Wasserschutzgebietes Königs Wusterhausen. Die gewerbliche 
Baufläche wurde ehemals zum Umschlagen von Braunkohle 
genutzt. Sie besteht zum größten Teil aus versiegelten Flächen 
sowie einem Büro- und einem Sanitärcontainer und wird durch 
eine Mauer (0,80 m breit, 4 - 5 m hoch) begrenzt. Im Einwirk-
bereich der Anlage (ca. 70 m bis ca. 320 m) befinden sich  
geschützte Biotope. Das Naturschutz- und FFH-Gebiet „Tier-
garten“ liegt ca. 1.010 m und das Landschaftsschutzgebiet 
„Teupitz-Köriser Seengebiet“ ca. 740 m entfernt.

3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Erhebliche Beeinträchtigungen durch den Anlagenbetrieb kön-
nen ausgeschlossen werden, da die Immissionswerte für Ge-
ruch an den zu betrachtenden Immissionsorten unterhalb der 
festgelegten Immissionswerte für Wohn- und Mischgebiete 
nach Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) liegen und sowohl 
die Beurteilungswerte nach TA Lärm als auch die vorgegebenen 
Werte für die Geräuschkontingentierung auf dem Hafengelände 
eingehalten werden. Es sind auch keine erheblichen Auswir-
kungen auf die in unmittelbarer Nachbarschaft der Anlage be-
findlichen geschützten Biotope zu erwarten. Die in Form von 
Geruchsimmissionen denkbaren Auswirkungen treten nur kurz-
zeitig und äußerst selten auf. Es ist zudem nicht anzunehmen, 
dass diese Auswirkungen geeignet sind, negativ auf die ge-
schützten Biotope einzuwirken. Da es sich beim geplanten An-
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lagenstandort um eine industriell vorgeprägte Fläche handelt, 
sind darüber hinaus keine Auswirkungen auf die biologische 
Vielfalt sowie auf die Schutzgüter Luft und Klima zu befürch-
ten. Auf das Wasserschutzgebiet Königs Wusterhausen sind 
keine Auswirkungen zu erwarten, da weder eine Entnahme von 
Wasser aus dem Grundwasser stattfindet, noch Abwasser von 
der Anlage in das Grundwasser eingeleitet wird. Die geplante 
Anlage ist allein aufgrund ihrer geringen Größe und der Entfer-
nung zum Landschaftsschutzgebiet „Teupitz-Köriser Seenge-
biet“ auch nicht geeignet, auf das LSG - sei es durch Emissio-
nen oder Veränderungen des Landschaftsbilds - einzuwirken. 
Auch aufgrund der bestehenden Begrenzungsmauer und dem 
damit einhergehenden Sichtschutz können Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild ausgeschlossen werden.

Es liegen besondere örtliche Gegebenheiten im Sinne von 
Nummer 2.3 der Anlage 3 zum UVPG vor (Trinkwasserschutz-
gebiet, geschützte Biotope). Das Vorhaben kann jedoch nicht 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben, welche die 
besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele betreffen. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben zur Grundwasserabsenkung 
für die Erneuerung der Eisenbahnüberführung 

Selchower Flutgraben der Fernbahnstrecke 
Berlin-Görlitz bei Bahn-km 20,321 in der 

Gemeinde Zeuthen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Januar 2018

Die Hölscher Wasserbau GmbH, Niederlassung Ost und Fach-
bereich DSI, Petzower Straße 4 in 14542 Werder/Havel bean-
tragt für das Vorhaben zur Grundwasserabsenkung für die Er-
neuerung der Eisenbahnüberführung Selchower Flutgraben in 
der Gemarkung Zeuthen im Landkreis Dahme-Spreewald die 
wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 8 ff. des Wasserhaushalts-
gesetzes.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.3.2 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

- 	 Die Auswirkungen der geplanten Grundwasserabsenkun-
gen sind temporär und räumlich lokal begrenzt.

-	 Im Bereich der Grundwasserabsenkungen befinden sich 
keine Schutzgebiete im Sinne der Anlage 3 Nummer 2.3 
des UVPG und auch keine Gewässer und somit auch keine 
wasser- bzw. gewässerverbundene Biotope.

-	 Da die Grundwasserabsenkungen nicht in die Vegetations-
periode fallen, ist ein negativer Einfluss auf die Vegetation 
nicht zu erwarten. Geschützte Biotope werden von dem 
Vorhaben nicht berührt.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender 
Seite: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben „Schaffung der ökologischen 
Durchgängigkeit am Wehr Gandow/Löcknitz“ 

in Gandow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Januar 2018

Der Wasser- und Bodenverband „Dosse-Jäglitz“ beantragt für 
das Landesamt für Umwelt zur Schaffung der ökologischen 
Durchgängigkeit am Wehr Gandow/Löcknitz Fluss-Km ca. 
30+250, im Landkreis Prignitz, in der Gemeinde Gandow, Ge-
markung Lenzen, Flur 105, Flurstücke 56, 59, 121 und Flur 106, 
Flurstücke 6, 7, 16, 8, 9 die Plangenehmigung nach § 68 des 
Wasserhaushaltsgesetzes.

Gemäß Nummer 13.18.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit § 68 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) ist für das geplante Vorhaben eine standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3a in Verbindung mit 
§ 3c UVPG durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der von der Antrag-
stellerin vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen 
durchgeführt

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 033201 442-578 während der Dienst-
zeiten im Landesamt für Umwelt, Seeburger Chaussee 2, 
Haus  3, Zimmer 329 in 14476 Potsdam, OT Groß Glienicke 
eingesehen werden.

Im Internet finden Sie diese Bekanntmachung auf folgender Seite: 
http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.393731.de

Landesamt für Umwelt,
Abteilung W 1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W 11 (Obere Wasserbehörde)

Planfeststellungsbeschluss 2104-31101/0014/006

Bekanntmachung
des Landesamtes für Bauen und Verkehr

- Planfeststellungsbehörde -
Vom 15. Dezember 2017

4-streifiger Neubau der Bundesautobahn (BAB) 14, Ver-
kehrseinheit 1153 (alt: 3.2b), von Bau-km 0+000 bis  
Bau-km 2+000 einschließlich

-	 Verdrängung und Anpassung der B 189 von Bau-km 0+285 
bis 1+987,

-	 Verdrängung und Anpassung der Gemeindestraße „Zufahrt 
zum Elbdeich“ von Bau-km 0+570 und 0+970 und ihrer 
Fortsetzung westlich der BAB 14 von Bau-km 0+027 bis 
0+253,

-.	 Anpassung der Gemeindestraße „Wahrenberger Chaussee“ 
und „Wahrenberger Straße“ von Bau-km 0+022 und 0+407,

-	 Anpassung mit Umverlegung der Gemeindestraße „Wie-
senweg“ von Bau-km 0+030 bis 0+278,

-	 Anpassung mit Umverlegung des Gewässers II. Ordnung 
„I/133“ („Kahlhorstgraben“ bzw. „Wittenberger Abzugs-
graben“ ca. 230 m),

-	 Anpassung mit Umverlegung des Gewässers II. Ordnung 
„I/133-11“ („Vogelsgraben“ ca. 150 m),

-	 Anpassung mit Umverlegung des Gewässers II. Ordnung 
„I/133-16“ (ca. 765 m),

-	 Anpassung mit Umverlegung des Gewässers II. Ordnung 
„I/136“ (ca. 515 m),

-	 landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen,

in der Stadt Wittenberge (Gemarkungen Hinzdorf und 
Wittenberge)

sowie weitere landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen im 
Amt Putlitz-Berge (Gemeinde Gülitz-Reetz, Gemarkungen Reetz 
und Wüsten Vahrnow), in der Gemeinde Karstädt (Gemarkun-
gen Blüthen und Laaslich) und in der Stadt Perleberg (Gemar-
kung Kuhwinkel) im Landkreis Prignitz

Mit Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes für Bauen 
und Verkehr (Planfeststellungsbehörde) vom 15. Dezember 
2017 (Geschäftszeichen: 2104-31101/0014/006) ist der Plan 
für das vorstehende Bauvorhaben festgestellt worden. We- 
sentliche Rechtsgrundlagen dieses Planfeststellungsbeschlus-
ses sind:

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), das zuletzt 
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. I 
S. 3122) geändert worden ist,

Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 262, 264), das  
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I 
Nr. 32) geändert worden ist, in Verbindung mit dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt 
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durch Artikel 11 Absatz 2 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2745) geändert worden ist.

Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestimmungen.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vor-
getragenen Einwendungen entschieden worden.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschlus-
ses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung, die durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt wird, Klage beim

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

(§ 50 Absatz 1 Nummer 6 Verwaltungsgerichtsordnung 
- VwGO - in der Fassung vom 19. März 1991, BGBl. I S. 686, 
die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 8. Okto-
ber 2017, BGBl. I S. 3546, geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 24 Absatz 1 FStrG und dem Gesetz zur Beschleunigung 
der Planungen für Verkehrswege in den neuen Bundesländern 
sowie im Land Berlin - Verkehrswegeplanungsbeschleuni-
gungsgesetz - VerkPBG - vom 16. Dezember 1991, BGBl. I 
S.  2174, das zuletzt durch Artikel 464 der Verordnung vom 
31. August 2015, BGBl. I S. 1474, geändert worden ist) erho-
ben werden.

Die Klage ist bei dem Bundesverwaltungsgericht schriftlich zu 
erheben. Bei dem Bundesverwaltungsgericht kann sie auch in 
elektronischer Form (§ 55a VwGO) erhoben werden.

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind die 
Vorschriften der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr beim Bundesverwaltungsgericht und beim Bundesfinanz-
hof (ERVVOBVerwG/BFH) vom 26. November 2004 (BGBl. I 
S. 3091), die zuletzt durch Artikel 11 Absatz  25 des Geset- 
zes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert worden ist,  
zu beachten. Die Zugangs- und Übertragungssoftware kann  
über die Internetseite www.bundesverwaltungsgericht.de (oder 
http://www.egvp.de) lizenzfrei herunter geladen werden. Dort 
sind auch die Einzelheiten dieses Verfahrens geregelt.

Falls die Klage schriftlich erhoben wird, sollen der Klage und 
allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden (§ 81 Absatz 2 VwGO).

Gemäß § 82 Absatz 1 VwGO muss die Klage den Kläger, den 
Beklagten (gemäß § 8 Absatz 2 des Gesetzes über die Errich-
tung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung im Land Brandenburg - Branden-
burgisches Verwaltungsgerichtsgesetz - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. November 1996, GVBl. I S. 317, zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2014, 
GVBl. I Nr. 37, in Verbindung mit § 78 Absatz 1 Nr. 2 VwGO 
das Landesamt für Bauen und Verkehr) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-

trag enthalten. Die angefochtene Verfügung soll in Abschrift 
beigefügt werden.

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die Tat-
sachen, durch deren Berücksichtigung oder Nichtberücksichti-
gung im Verwaltungsverfahren er sich beschwert fühlt, anzuge-
ben (§ 5 Absatz 3 VerkPBG in Verbindung mit § 24 Absatz 1 
FStrG und § 11 VerkPBG). Nach § 17e Absatz 5 FStrG hat der 
Kläger innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begrün-
dung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel an-
zugeben. § 87b Absatz 3 VwGO gilt entsprechend.

Nach § 67 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 VwGO 
muss sich vor dem Bundesverwaltungsgericht jeder Beteiligte 
durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer staat- 
lichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitglied-
staates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als 
Bevollmächtigten vertreten lassen. Behörden und juristische 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-
menschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befä-
higung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähi-
gung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-
menschlüsse vertreten lassen.

Auf der Grundlage von § 80 Absatz 4 Satz 1 VwGO setzt die 
Planfeststellungsbehörde die in § 5 Absatz 2 VerkPBG geregel-
te sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses aus.

Der Planfeststellungsbeschluss (einschließlich Rechtsbehelfsbe-
lehrung) wird mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes 
in den Städten Wittenberge und Perleberg, im Amt Putlitz-Ber-
ge sowie in der Gemeinde Karstädt in der Zeit

vom 14.02.2018 bis einschließlich 27.02.2018

während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht ausgelegt. 
Der genaue Ort der Auslegung wird ortsüblich bekannt ge-
macht von

Stadt Wittenberge
August-Bebel-Str. 10
19322 Wittenberge

Amt Putlitz-Berge
Zur Burghofwiese 2
16949 Putlitz

Stadt Perleberg
Großer Markt
19348 Perleberg

Gemeinde Karstädt
Mühlenstraße 1
19357 Karstädt

Der Beschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen Be-
troffenen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erho-
ben haben, als zugestellt (§ 74 Absatz 5 Satz 3 VwVfG).

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfest- 
stellungsbeschluss von den Betroffenen und denjenigen,  
die Einwendungen rechtzeitig erhoben haben, beim Lan- 
desamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 21, Lindenal- 
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lee 51, 15366 Hoppegarten, schriftlich oder elektronisch 
(LBV-PlaFe-Strasse-Schiene@LBV.Brandenburg.de) angefor-
dert werden.

Gemäß § 27a VwVfG wird unter 
http://www.lbv.brandenburg.de/683.htm eine Lesefassung des 
Planfeststellungsbeschlusses und des festgestellten Planes ver-
öffentlicht.

Aufhebung einer Bewilligung

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe

Vom 16. Januar 2018

Gemäß § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 2 

Absatz 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), ist 
dem Antrag der 

TSH Tiefbau- und Schüttguthandel GmbH & Co. KG
mit Sitz in Schwedt/Oder,

eingetragen beim Amtsgericht Neuruppin
im Handelsregister unter HRA 2580 NP,

auf vollständige Aufhebung der am 14. November 2002 vom 
Landesbergamt Brandenburg gemäß § 8 BBergG erteilten Be-
willigung zur Gewinnung von

Kiesen und Kiessanden zur Herstellung von 
Betonzuschlagstoffen

in dem 755.900 m² großen Feld Weggun B (Feldesnum-
mer: 22-1490), gelegen im Landkreis Uckermark, mit Datum 
vom 21. November 2017 stattgegeben worden.

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben einer Waldumwandlung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Eberswalde 

Vom 8. Januar 2018

Der Antragsteller plant im Landkreis Barnim, Gemarkung Bie-
senthal, Flur 3, Flurstück 1; Flur 4, Flurstücke 15, 18, 49, 50 
und Flur 5, Flurstück 314 eine Waldumwandlung gemäß § 8 
LWaldG auf einer Fläche von 3,76 ha zur Errichtung eines As-
servatenlagers und eines Kampfmittelzwischenlagers.  

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.2.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für die geplante Waldum-
wandlung von 1 ha bis weniger als 5 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchzuführen. Die Lage im Landschaftsschutzgebiet 
„Barnimer Heide“ erfordert jedoch eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 17. November 2017, Az.: LFB-0809-7020-5-61/17 
durchgeführt.
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Für die Errichtung von Gebäuden und Verkehrsanlagen für ein 
Asservatenlager des Landeskriminalamtes und ein Zwischen- 
lager des staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes soll das 
Gelände einer ehemaligen Kaserne, die von der deutschen 
Wehrmacht und zuletzt von der Roten Armee genutzt wurde 
umgestaltet und bebaut werden. Aufgrund der historischen Nut-
zung ist von Vorbelastungen auszugehen. Die ehemalige militä-
rische Liegenschaft ist nach wie vor aus Sicherheitsgründen 
eingezäunt und nicht frei betretbar. 
Es gibt keinen quantitativ-absoluten Flächenverlust.
Durch die geplante Maßnahme werden keine erheblichen und 
nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die entspre-
chenden Schutzgüter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 03334 27 59 305 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Eberswalde, Schwappachweg 2, 16225 Eberswalde eingese-
hen werden.

Rechtsgrundlagen

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20. April 2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden 
Fassung

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
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Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Waldsieversdorf 

Vom 8. Januar 2018

Der Antragsteller plant im Landkreis Märkisch-Oderland, Ge-
markung Zinndorf, Flur 1, Flurstücke 376 und 378 auf einer 
Fläche von 2,7110 ha die Erstaufforstung gemäß § 9 LWaldG1.

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist 
für geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha 
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG 
durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 7. Dezember 2017, Az.: LFB 10-02-7020-6/5-17 
durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033433 1515104 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Waldsieversdorf, Eberswalder Chaussee 3, 15377 Waldsie-
versdorf eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20. April 2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden 
Fassung

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Verfügung zur Umstufung von Teilabschnitten 
der Bundesstraße 5 im Landkreis Prignitz

Bekanntmachung 
des Landesbetriebs Straßenwesen Brandenburg, 

Lindenstraße 51, 15366 Hoppegarten
Vom 11. Januar 2018

Nach § 2 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I 
S. 1206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122), wird mit Ablauf des 31. März 2018 die Bun-

desstraße B 5 vom Netzknoten 2735 011 bis zum Netzknoten 
2735 002 (Landesgrenze) mit einer Länge von 1,005 km zur 
Landesstraße umgestuft.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird das Land Brandenburg.

Der Teilabschnitt vom Netzknoten 2735 011 bis zum Netzkno-
ten 2735 014 wird Bestandteil der Landesstraße L 134 und der 
Teilabschnitt vom Netzknoten 2735 014 bis zum Netznoten 
2735 002 wird Bestandteil der Landesstraße L 132.

Der Verwaltungsakt und seine Begründung können im Landes-
betrieb Straßenwesen, Dienststätte Kyritz, Holzhausener Stra-
ße 58, 16866 Kyritz eingesehen werden.

Der Verwaltungsakt gilt einen Tag nach der Veröffentlichung 
als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr

Verfügung zur Widmung und Einziehung 
von Teilabschnitten der Landesstraße L 902

Bekanntmachung 
des Landesbetriebs Straßenwesen Brandenburg, 

Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 11. Januar 2018

1	 Widmung

Nach § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I 
S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I Nr. 32), erhält die neu gebaute Teilstrecke - Rampen 
und Brücke über die Bahn inclusive Kreisverkehrsplatz zwi-
schen Potsdam und Golm - von der L 902 Abschnitt 15 
(VNK 3543 019 - NNK 3543 033) Station 0,395 bis zur L 902 
Abschnitt 25 (VNK 3543 033 - NNK 3543 031) Station 0,125 
(Stationierung der neuen Linienführung) die Eigenschaft einer 
öffentlichen Straße und wird der Allgemeinheit für den öffent-
lichen Verkehr zur Verfügung gestellt. Die oben genannten Ver-
kehrsflächen werden in die Gruppe der Landesstraßen einge-
stuft und werden Bestandteil der Landesstraße L 902.

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird das Land Branden-
burg.
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2	 Einziehung

Nach § 8 BbgStrG wird der zurückgebaute Teilabschnitt der 
alten Linienführung der Landesstraße L 902 von Abschnitt 20 
(VNK 3543 019 - NNK 3543 012) Station 0,395 bis Ab-
schnitt  30 (VNK 3543 012 - NNK 3543 031) Station 0,228 
(Stationierung der alten Linienführung) eingezogen, da dieser 
für den öffentlichen Verkehr entbehrlich geworden ist.

Der Verwaltungsakt und seine Begründung können im Landes-
betrieb Straßenwesen, Dienststätte Kyritz, Holzhausener Stra-
ße 58, 16866 Kyritz eingesehen werden.

Der Verwaltungsakt gilt einen Tag nach der Veröffentlichung 
als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr

Verfügung zur Widmung eines Teilabschnittes 
der Landesstraße L 14 

im Landkreis Ostprignitz-Ruppin

Bekanntmachung 
des Landesbetriebs Straßenwesen Brandenburg, 

Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 11. Januar 2018

Nach § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I 

S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I Nr. 32), erhält die auf dem ehemaligen Bahndamm 
zwischen Wulfersdorf und Freyenstein neu gebaute Verkehrs-
fläche von Netzknoten 2740 008 bis Netzknoten 2740 009 die 
Eigenschaft eines öffentlichen Radweges (entsprechend den 
Vorschriften der Straßenverkehrsordnung) und wird der Allge-
meinheit für den öffentlichen Verkehr zur Verfügung gestellt. 
Die oben genannte Verkehrsfläche wird in die Gruppe der Lan-
desstraßen eingestuft und wird Bestandteil der Landesstraße 
L 14, sie trägt zukünftig die Bezeichnung S14L. 

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird das Land Branden-
burg.

Der Verwaltungsakt und seine Begründung können im Landes-
betrieb Straßenwesen, Niederlassung West, Nebensitz Kyritz, 
Holzhausener Straße 58, 16866 Kyritz eingesehen werden.

Der Verwaltungsakt gilt einen Tag nach der Veröffentlichung 
als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Lindenal-
lee  51, 15366 Hoppegarten schriftlich oder zur Niederschrift 
einzulegen.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 27. März 2018, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von 
Elsterwerda Blatt 3195 eingetragenen Grundstücke, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

1 4 253 Gebäude-und Gebäudeneben- 
flächen, Lauchhammer Straße 20

19 m²

2 4 258 Gebäude-und Gebäudeneben- 
flächen, Lauchhammer Straße 20

644 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstück lfd. Nr. 1 ist eine Ar-
rondierungsfläche; Grundstück lfd. Nr. 2 ist mit einem Wohn-
und Geschäftshaus (Bj. ca. 1920) und Nebengebäuden bebaut, 
leerstehend und ungenutzt, Lauchhammerstraße 20.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 28.10.2016 und am 10.02.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf:
lfd. Nr. 1:         360,00 EUR
lfd. Nr. 2:    27.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 45/16 

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 27. März 2018, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von 
Domsdorf Blatt 148 und 191 eingetragenen Grundstücke, Be-
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

1 3 94/5 Gebäude-und Freifläche 
Gewerbe und Industrie, 
Dorfstraße

365 m²

1 3 94/7 Gebäude-und Freifläche, 
Dorfstraße 24 a

409 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Flurstück 94/7 ist mit einem 
Gaststättengebäude (betrieben bis ca. 2005) mit Wohnräumen 
und einer Scheune bebaut, auf dem Flurstück 94/5 befindet sich 
das Saalgebäude sowie ein eingeschossiger Anbau.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.03.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf:
Flurstück 94/5: 6.000,00 EUR
Flurstück 94/7: 4.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 25/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. März 2018, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Doberlug-Kirchhain Blatt 4324 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

1 Doberlug-
Kirchhain

5 430 Gebäude-und Freifläche, 
Gerberstr. 41

105 m²

versteigert werden.

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
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Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem leerstehenden, 
zweigeschossigen Einfamilienhaus (Reihenhaus; ca. 1900) und 
einem Nebengebäude und Hoffläche; gelegen in der Gerber-
straße 41. Das Grundstück wird im Altlastenkataster des Land-
kreises Elbe-Elster unter „Gerberei Lehmann“ geführt.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 27.04.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz. 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 20.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 15/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. März 2018, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Prösen Blatt 1141 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

3 3 689 Wasserfläche Graben, 
Am Sportplatz

19 m² 

3 710 Landwirtschaftsfläche 
Grünland,
Landwirtschaftsfläche
Gartenland, Hauptstraße 76

5.452 m²

3 711 Gebäude-und Freifläche 
Wohnen,
Landwirtschaftsfläche   
Grünland, Hauptstraße 76

2.061 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem zweigeschos-
sigen Wohnhaus (leerstehend) und Nebengebäuden, gelegen in 
der Hauptstraße 76.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 12.05.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 19.500,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 36/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 27. März 2018, 14:00 Uhr  
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von 
Koßdorf Blatt 360 eingetragenen Grundstücke; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

6 Koßdorf 11 214 Gebäude-und Freifläche 
Wohnen, Aueweg 1 

189 m²

8 11 38 Gebäude-und Freifläche, 
Aueweg 1

95 m²  

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstücke bebaut mit einem 
freistehenden 1,5-geschossigen, teilunterkellerten Wohnhaus 
(Baujahr 1900, Leerstand seit 2006) sowie Hofbereich und Gar-
tenanteil.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.05.2016.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf:
lfd. Nr. 6:      700,00 EUR
lfd. Nr. 8: 26.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 16/16

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. März 2018, 15:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Koßdorf Blatt 106 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

4 Koßdorf 11 213 Gebäude-und Freifläche 
Wohnen, Aueweg 1

388 m² 

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Grundstück bebaut mit einem 
1,5-geschossigen Wohnhaus (Bj. ca. Ende 1800; saniert Mitte 
90er Jahre), Hofbereich, gelegen in Falkenberger Straße 55.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.05.2016.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 45.000,00 EUR.

Im Termin am 10.10.2017 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat.
Geschäfts-Nr.: 15 K 17/16

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. März 2018, 16:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Massen Blatt 155 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

1 Massen 1 155 Gebäude-und Freifläche 
Dorfstr. 33

169 m²

versteigert werden.
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Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem seit 2003 leer-
stehenden Wohnhaus, gelegen in der Dorfstraße 33.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 31.01.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 4.900,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 13/17
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